
 Justizministerialblatt
 für das Land Brandenburg

Herausgegeben vom Ministerium der Justiz 
Nr. 9 – 34. Jahrgang – Potsdam, 16. September 2024

Inhalt� Seite

Allgemeine Verfügungen und Rundverfügungen

Gemeinsamer Erlass des Ministeriums für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz und des  
Ministeriums der Justiz zur Tätigkeit von Ermittlungspersonen der Staatsanwaltschaft im Forstdienst 
vom 22. Juli 2024 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                                                                       	 86

Richtlinien für den Sozialdienst bei den Justizvollzugsanstalten des Landes Brandenburg 
Allgemeine Verfügung der Ministerin der Justiz 
vom 21. August 2024 
(2424-IV.4) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                                                                            	 97

Richtlinien zum Jugendgerichtsgesetz (RiJGG) 
Allgemeine Verfügung der Ministerin der Justiz 
vom 30. August 2024 
(4214-III.001) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                                                                          	 100

Personalnachrichten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                                                                   	 116

Ausschreibungen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                                                                      	 116

Hinweis des Ministeriums der Justiz des Landes Brandenburg:

Umstellung des Justizministerialblattes für das Land Brandenburg auf die  
elektronische Form ab Januar 2025

Im Zuge der Digitalisierung der öffentlichen Verwaltung wird das Justizministerialblatt für das Land Brandenburg mit Wirkung 
ab dem 1. Januar 2025 nur noch in elektronischer Form erscheinen. Amtliche Fassung ist dann nur noch die elektronische 
Ausgabe, die periodisch zum 15. eines jeden Monats erscheinen und über das Internet unter der Adresse „www.landesrecht.
brandenburg.de“ dauerhaft zum Abruf bereitgehalten wird. Der Abruf erfolgt unentgeltlich, die abgerufenen Dateien dürfen 
ebenfalls unentgeltlich gespeichert und ausgedruckt werden.

Aufgrund der kostenfreien Zugriffsmöglichkeit wird zugleich der Abonnementbezug des Justizministerialblatts für das Land 
Brandenburg mit Ablauf des 31. Dezember 2024 beendet.



86� JMBl.

Allgemeine Verfügungen und Rundverfügungen

Gemeinsamer Erlass des Ministeriums für 
Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz und des 

Ministeriums der Justiz zur Tätigkeit  
von Ermittlungspersonen der  

Staatsanwaltschaft im Forstdienst

vom 22. Juli 2024

I.

Ermittlungspersonen der Staatsanwaltschaft  
(§ 152 Absatz 1 Gerichtsverfassungsgesetz – GVG)

Nach §  152 der Strafprozessordnung (StPO) ist die Staats-
anwaltschaft zum Einschreiten (Aufnahme der Ermittlungen) 
verpflichtet, sobald sie vom Verdacht einer Straftat Kenntnis hat 
(sogenanntes Legalitätsprinzip). Bei der Erfüllung ihrer straf-
rechtlichen Aufgaben wird sie durch sogenannte Ermittlungs-
personen unterstützt. Ermittlungspersonen der Staatsanwalt-
schaft sind als „verlängerter Arm der Staatsanwaltschaft“ solche 
Amtsträgerinnen und Amtsträger, die – teilweise in Personal-
union mit einer anderen beruflichen (Haupt-)Aufgabe – die Be-
fugnis zu Anordnung und Durchführung von besonderen Maß-
nahmen in der Strafverfolgung haben, insbesondere auch bei 
Gefahr im Verzuge.

Verordnung des Landes Brandenburg

In der Verordnung über die Ermittlungspersonen der Staats-
anwaltschaft vom 3. November 2023 (GVBl. II Nr. 70) werden 
folgende Personen als Ermittlungspersonen benannt, sofern sie 
im forstlichen Außendienst tätig sind:

–	 Oberforsträtinnen und Oberforsträte, Forsträtinnen und 
Forsträte

–	 Forstoberamtsrätinnen und Forstoberamtsräte, Forstamts-
rätinnen und Forstamtsräte, Forstamtfrauen und Forstamt-
männer

–	 Forstoberinspektorinnen und Forstoberinspektoren, Forst-
inspektorinnen und Forstinspektoren.

Ermittlungspersonen der Staatsanwaltschaft sind danach auch 
Tarifbeschäftigte, denen die Funktion einer Beamtin oder eines 
Beamten übertragen worden ist. Rechtsgrundlage für die Er-
nennung der Ermittlungspersonen ist § 152 Absatz 2 GVG.

Ausgangslagen für die Tätigkeit

Ermittlungspersonen im Forstdienst werden tätig entweder

–	 auf Weisung der Staatsanwaltschaft
oder
–	 aufgrund eigener Initiative.

Tätigkeiten auf Weisung der Staatsanwaltschaft

Nach § 152 Absatz 1 GVG sind Ermittlungspersonen der Staats-
anwaltschaft im Forstdienst verpflichtet, den Anordnungen der 
Staatsanwaltschaft (sogenannte „Herrin des Ermittlungsver-
fahrens“) Folge zu leisten. Danach haben die Beschäftigten der 

unteren Forstbehörde, soweit sie Ermittlungspersonen sind, die 
Aufgabe, in einem strafrechtlichen Ermittlungsverfahren Auf-
trägen der Staatsanwaltschaft zur Durchführung bestimmter 
Ermittlungshandlungen (zum Beispiel Vernehmung von Be-
schuldigten oder Zeugen) Folge zu leisten. Dabei ist es – im 
Gegensatz zur Tätigkeit aufgrund eigener Initiative – ohne Be-
lang, um welches Delikt es sich handelt.

Tätigkeiten aufgrund eigener Initiative (von Amts wegen)

Die Verfolgung und Ahndung bestimmter forstnaher Straftaten 
ist ein unmittelbares Anliegen des Ministeriums für Landwirt-
schaft, Umwelt und Klimaschutz. Die vorliegende Verordnung 
verpflichtet deshalb alle Beschäftigten der unteren Forst-
behörde, soweit sie Ermittlungspersonen der Staatsanwalt-
schaft im Forstdienst sind, über die oben genannte Weisungs-
lage hinaus, von Amts wegen bei einem (Anfangs-)Verdacht 
bestimmter Straftaten (vergleiche hierzu den nachstehenden 
Deliktskatalog) tätig zu werden. Zuwiderhandlungen können 
disziplinar- und strafrechtlich (Strafvereitelung im Amt) ge-
ahndet werden. Die Pflicht zur Ermittlung bezieht sich ge-
gebenenfalls auch auf Sachverhalte, in denen Beschäftigte der 
Forstbehörde als Tatverdächtige in Betracht kommen. In diesen 
Fällen ist die Leiterin oder der Leiter der unteren Forstbehörde 
frühzeitig über den Sachverhalt zu informieren.

Anfangsverdacht (§ 152 Absatz 2 StPO)

Die Verpflichtung zum Einschreiten (Vorlage einer Straf-
anzeige/Aufnahme der Ermittlungen) wird durch einen so-
genannten strafrechtlichen Anfangsverdacht ausgelöst. Dabei 
handelt es sich um die zusammenfassende Bewertung von – 
auch im Einzelnen noch unbestätigten – Informationen und Fak-
ten, die nach der Lebenserfahrung den Verdacht einer Straftat 
nahelegen. Überzogene Anforderungen sind an einen Anfangs-
verdacht nicht zu stellen. Voraussichtliche Schwierigkeiten bei 
der Nachweisbarkeit der Straftat entbinden die Beschäftigten 
der unteren Forstbehörde nicht von ihrer Verpflichtung zum 
Tätigwerden. In Zweifelsfällen ist die zuständige Staatsanwalt-
schaft zu kontaktieren.

Deliktskatalog

Da die Aufgaben der staatsanwaltschaftlichen Ermittlungs-
personen sich regelmäßig an andere berufliche Aufgaben 
anlehnen, wird die Verpflichtung zum strafrechtlichen Ein-
schreiten von Amts wegen nur bei solchen Straftaten ausgelöst, 
die mit den Aufgaben im Hauptamt in einem sachlichen Zu-
sammenhang stehen. Für Beschäftigte der unteren Forst-
behörde ist ein solcher – die Einschreitenspflicht auslösender 
– Zusammenhang beim (Anfangs-)Verdacht insbesondere fol-
gender Straftaten gegeben:

–	 Diebstahl (§  242  des Strafgesetzbuches [StGB]) insofern 
die Wegnahme einer fremden beweglichen Sache im forst-
lichen Zusammenhang zu sehen ist

–	 Jagdwilderei und Fischwilderei (§§ 292 und 293 StGB)
–	 Sachbeschädigung und gemeinschädliche Sachbeschädigung 

(§§ 303 und 304 StGB)
–	 Brandstiftung (§ 306 StGB)
–	 Herbeiführen einer Brandgefahr (§ 306f StGB)
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–	 Straftaten gegen die körperliche Unversehrtheit 
(§§  223  ff.  StGB) insbesondere bezüglich Jagd- und 
Arbeitsunfällen

–	 Straftaten gegen die Umwelt (zum Beispiel Gewässer-/
Bodenverunreinigung gemäß § 324 StGB)

–	 unerlaubter Umgang mit gefährlichen Abfällen (§  326 
StGB)

–	 Schonzeitvergehen (§ 38 des Bundesjagdgesetzes [BJagdG])
–	 Vergehen nach dem Tierschutzgesetz (§ 17 TierSchG)
–	 Straftaten nach dem Bundesnaturschutzgesetz 

(§ 66 BNatSchG).

Jede Ermittlungsperson im Forstdienst sollte schnellen Zugriff 
auf die vorgenannten Vorschriften haben. Die untere Forst-
behörde hält darüber hinaus gängige Kommentare zum Straf-
gesetzbuch und zur Strafprozessordnung bereit. Regelmäßige 
Schulungsmaßnahmen durch das Ministerium für Landwirt-
schaft, Umwelt und Klimaschutz sind vorgesehen, die durch die 
Staatsanwaltschaften im Rahmen ihrer Möglichkeiten unter-
stützt werden.

Strafprozessuale Befugnisse der Ermittlungspersonen im 
Forstdienst

Die Befugnis zur Anordnung strafprozessualer Eingriffe steht 
grundsätzlich dem Gericht beziehungsweise der Staatsanwalt-
schaft zu. Bei Gefahr im Verzug gilt diese Befugnis bei be-
stimmten Maßnahmen als auf Ermittlungspersonen übertragen. 
Gefahr im Verzuge ist dann gegeben, wenn die Durchführung 
und Effektivität der jeweiligen Maßnahme im Falle der (ver-
zögernden) Einholung einer richterlichen oder staatsanwalt-
schaftlichen Anordnung gefährdet wäre.

Der Ermittlungsperson im Forstdienst kommen in Eilfällen ins-
besondere folgende Anordnungsbefugnisse zu:

–	 Anordnung der körperlichen Untersuchung des Beschul- 
digten (§ 81a StPO) (zum Beispiel die Untersuchung des 
Verdächtigen und seiner Kleidung auf Tatspuren, die Ent-
nahme einer Blutprobe durch einen Arzt)

–	 Anordnung der Untersuchung anderer Personen als der Be-
schuldigten (§ 81c StPO)

–	 Anordnung der Beschlagnahme (§ 98 StPO)
–	 Anordnung und Ausführung von Durchsuchungen (§ 105 

StPO).

Eine Kurzkommentierung zu den jeweiligen Bestimmungen 
aus der Strafprozessordnung ist als Anlage 1 beigefügt.

Ohne konkrete Gefahr im Verzug macht die forstliche Er-
mittlungsperson von strafprozessualen Befugnissen nur mit 
zuvor eingeholter richterlicher oder staatsanwaltschaftlicher 
Genehmigung Gebrauch. Ohnehin hält sie engen Kontakt zur 
Staatsanwaltschaft, mit der sie sich insbesondere in Zweifels-
fällen zeitnah telefonisch ins Benehmen setzt.

Soweit die Realisierung strafprozessualer Maßnahmen auf tech-
nische Schwierigkeiten stößt (zum Beispiel bei der Sicherung 
von Spuren am Tatort, Entnahme einer Blutprobe, Gewässer-
proben), hierzu eine ganz besondere Sachkunde erforderlich ist 
(zum Beispiel bei der Verfolgung von Umweltstraftaten) oder 
bei Sicherheitsbedenken bedient sich die Ermittlungsperson der 

Amtshilfe durch die Polizei, ohne dieser die weitere Sachbe-
arbeitung des Falles zu übertragen. Eine Abgabe des Falles an 
die Polizei oder eine sonstige Behörde kommt nur mit Einver-
ständnis der zuständigen Staatsanwaltschaft in Betracht.

Örtliche Zuständigkeit der Beschäftigten der unteren 
Forstbehörde

Die strafrechtliche Tätigkeit der Ermittlungspersonen im Forst-
dienst ist, sofern sie nicht auf Weisung der Staatsanwaltschaft 
handeln, auf den Bereich des betroffenen Forstamtes bzw. 
Forstbetriebes beschränkt. Den Bereich eines anderen Forst-
amtes bzw. Forstbetriebes der unteren Forstbehörde tangieren-
de Ermittlungshandlungen werden im gegenseitigen Einver-
nehmen erledigt.

Beachtung der Eigensicherung

Die Ermittlungsperson beachtet bei ihrer Tätigkeit, dass unter 
Umständen der Schutz des eigenen Lebens einem Eingreifen 
und weiterem Handeln entgegenstehen kann. Verteidigungs-
handlungen bis zum Gebrauch der Schusswaffe (Jagdwaffe) 
sind nur im Umfang der allgemeinen Notwehrrechte gerecht-
fertigt, nicht bei der Verfolgung der Täter.

Zusammenarbeit mit der Staatsanwaltschaft

Ansprechpersonen bei der örtlich zuständigen Staatsanwalt-
schaft sind

–	 zu den Dienstzeiten die von den Leitenden Oberstaats-
anwältinnen und Oberstaatsanwälten für einschlägige Ver- 
fahren bestellten (Sonder-)Dezernentinnen und Dezernen-
ten oder, sofern diese nicht erreichbar sind, der Tages-Bereit-
schaftsdienst der jeweiligen Staatsanwaltschaft (Cottbus, 
Frankfurt (Oder), Potsdam oder Neuruppin),

–	 außerhalb der Dienstzeit der Besondere Bereitschaftsdienst 
der jeweiligen Staatsanwaltschaft.

Die Leitenden Oberstaatsanwältinnen und Oberstaatsanwälte 
unterrichten die Verantwortlichen der unteren Forstbehörde 
regelmäßig über die Erreichbarkeit der vorgenannten Dezer-
nenten ihrer Behörden (Bereitschaftsdienstplan).

II.

Dieser Gemeinsame Erlass tritt am Tag nach der Veröffent-
lichung in Kraft. Gleichzeitig tritt der Gemeinsame Erlass des 
Ministeriums für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Ver-
braucherschutz und des Ministeriums der Justiz zur Tätigkeit 
von Ermittlungspersonen der Staatsanwaltschaft im Forstdienst 
vom 29. Juli 2009 (JMBl. S. 99) außer Kraft.

Potsdam, den 22. Juli 2024

Ministerin der Justiz	 Minister für Landwirtschaft,
	 Umwelt und Klimaschutz

Susanne Hoffmann	 Axel Vogel
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Anlagen

Anlage 1  Kurzkommentierung

Anlage 2  Übersicht der Gerichtsbezirke

Anlage 3  Übersicht der Polizeistandorte

Anlage 4  Anschriften der Staatsanwaltschaften

Anlage 5  Schaublatt

Anlage 6  Formular Strafanzeige

Anlage 7  Formular Niederschrift über eine Beschuldigtenver-
nehmung

Anlage 1

Kurzkommentierung zu den in Betracht kommenden Vor-
schriften der Strafprozessordnung (StPO)

Zur Sicherung verfahrenserheblicher Tatsachen ermächtigt 
die Strafprozessordnung die Strafverfolgungsbehörden zu be-
stimmten Zwangsmaßnahmen. Grundsätzlich steht deren An-
ordnung dem Richter zu. Die Staatsanwaltschaft und ihre Er-
mittlungspersonen sind hierzu regelmäßig nur bei Gefahr im 
Verzug berechtigt. Gefahr im Verzug liegt vor, wenn die richter-
liche Anordnung nicht eingeholt werden kann, ohne dass der 
Zweck der Maßnahme gefährdet wird.

Wird seitens der Staatsanwaltschaft und ihrer Ermittlungs-
personen nach Prüfung der Sachlage Gefahr im Verzug bejaht, 
müssen die Gründe hierfür in den Akten ausführlich dokumen-
tiert werden. Dabei muss es sich um auf den Einzelfall be-
zogene Tatsachen handeln.

Folgende Normen kommen im Rahmen von Ermittlungsver-
fahren regelmäßig zur Anwendung:

§§ 81a, 81c StPO
(Körperliche Untersuchung des Beschuldigten und anderer Per-
sonen)

Diese Vorschriften gestatten auf ausdrückliche Anordnung des 
Richters – beziehungsweise bei Gefahr im Verzug auch durch 
die Staatsanwaltschaft oder deren Ermittlungspersonen – eine 
körperliche Untersuchung der Betroffenen zur Beweismittel-
sicherung. 

Die Anordnung ist entbehrlich, wenn die Betroffenen nach Be-
lehrung in Kenntnis der Sachlage und des Weigerungsrechts 
freiwillig, ausdrücklich und eindeutig in die körperliche Unter-
suchung einwilligen. Schwerwiegende Eingriffe dürfen jedoch 
trotz einer Einwilligung nur auf richterliche Anordnung vor-
genommen werden.

Hauptanwendungsbereich der §§ 81a, 81c StPO sind Blutent-
nahmen (durch einen hinzugezogenen Arzt) zur Feststellung 
insbesondere alkoholischer Beeinträchtigungen und sonstige 
ärztliche Untersuchungen.

Bei Anordnung einer körperlichen Untersuchung gemäß 
§§ 81a, 81c StPO ist der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz zu be-
achten. Die Maßnahme darf nur angeordnet werden, wenn sie 
unerlässlich ist und in einem angemessenen Verhältnis zur Tat 
steht. In Zweifelsfällen ist der Staatsanwalt zu kontaktieren.

Der Beschuldigte (§  81a StPO) muss die körperliche Unter-
suchung zwar dulden; zu einer aktiven Beteiligung darf er hin-
gegen nicht gezwungen werden.

Die Anforderungen hinsichtlich einer Untersuchung anderer 
Personen als Beschuldigter – Zeugen – (§ 81c StPO) sind hin-
gegen enger gefasst. Untersuchungen an Zeugen dürfen ohne 
deren Einwilligung nur dann vorgenommen werden, soweit zur 
Erforschung der Wahrheit festgestellt werden muss, ob sich an 
ihrem Körper eine bestimmte Spur oder Folge einer Straftat be-
findet. Ohne genügenden Anlass darf die Untersuchung nicht 
stattfinden. Zweck der Untersuchung darf ausschließlich die 
Feststellung von Spuren oder Tatfolgen am Körper selbst sein, 
sogenannter Spurengrundsatz.

§§ 94, 98 StPO
(Sicherstellung und Beschlagnahme von Beweisgegenständen)

Nach §  94 StPO sind Gegenstände, die als Beweismittel für 
die strafrechtliche Untersuchung des Falles von Bedeutung 
sein können, in Verwahrung zu nehmen oder in anderer Weise 
sicherzustellen. Beispielsweise könnten beim Tatverdacht einer 
Wilderei gemäß § 292 Absatz 1 StGB die Jagdwaffe, die Klei-
dung des Beschuldigten, das Wild beziehungsweise dessen 
Aufbruch und die Trophäen zu Beweiszwecken sichergestellt 
werden.

Ermittlungspersonen der Staatsanwaltschaft im Forstdienst 
können Beweisgegenstände gemäß § 94 Absatz 1 StPO sicher-
stellen, ohne zuvor einen Staatsanwalt zu unterrichten, wenn 
der Beschuldigte mit der Herausgabe des Gegenstandes einver-
standen ist.

Sollte der Beschuldigte jedoch der Sicherstellung wider-
sprechen und werden die beweiserheblichen Gegenstände nicht 
freiwillig herausgegeben, so bedarf es einer Beschlagnahme 
gemäß § 94 Absatz 2 StPO. Beschlagnahmen dürfen nur durch 
den Richter, bei Gefahr im Verzug auch durch die Staatsanwalt-
schaft und ihre Ermittlungspersonen angeordnet werden (§ 98 
Absatz 1 StPO). Bei Gefahr im Verzug sind deren Gründe in der 
Akte zu dokumentieren; der Widerspruch des Beschuldigten 
und die Anordnung der Beschlagnahme sind in dem Vordruck 
„Beschlagnahmeprotokoll“ eindeutig festzuhalten. Im Wider-
spruchsfall ist die Akte unverzüglich der zuständigen Staats-
anwaltschaft zuzuleiten, da die Anordnung der Beschlagnahme 
gemäß § 98 Absatz 2 StPO der richterlichen Bestätigung bedarf. 
Dies sollte binnen 3 Tagen geschehen. Da die Frist keine Aus-
schlussfrist ist, führt eine geringfügige Überschreitung jedoch 
nicht zur Unwirksamkeit der Anordnung. Gleichwohl sollte 
nach einem erfolgten Widerspruch des Beschuldigten und der 
Durchführung der Beschlagnahme der Vorgang möglichst eilig 
an die Staatsanwaltschaft weitergeleitet werden. In diesen Fäl-
len wird angeregt, die Maßnahme und die Aktenvorlage gegen-
über dem zuständigen Dezernenten der Staatsanwaltschaft tele-
fonisch anzukündigen.
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§§ 102, 105 StPO
(Durchsuchung beim Beschuldigten)

Für die Anordnung einer Durchsuchung der Wohnung und 
anderer Räume des Beschuldigten, seiner Person und der ihm 
gehörenden Sachen bedarf es in der Regel eines Gerichts-
beschlusses. Auch in Eilfällen muss daher zumindest über die 
Staatsanwaltschaft der Versuch einer telefonischen Kontakt-
aufnahme mit dem Gericht unternommen werden. Gefahr im 
Verzug und damit eine Anordnungskompetenz der Staats-
anwaltschaft und ihrer Ermittlungspersonen wird somit nur in 
wenigen Ausnahmefällen anzunehmen sein.

Üblicherweise ist zur Herbeiführung der richterlichen An-
ordnung unverzüglich der zuständigen Staatsanwaltschaft der 
Vorgang mit der Anregung zuzuleiten, einen derartigen Be-
schluss zu erwirken. In der Ermittlungsakte ist durch die Er-
mittlungsperson im Forstdienst neben den Umständen, aus 
denen sich der entsprechende Tatverdacht ergibt auch darzu-
legen, nach welchen Beweismitteln gesucht werden soll, die 
den Tatverdacht erhärten.
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DIE POLIZEI
IN BRANDENBURG
Struktur und Standorte

www.polizei.brandenburg.de
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Anlage 4

Anschriften der Staatsanwaltschaften

Generalstaatsanwaltschaft des Landes Brandenburg
Steinstraße 61
14776 Brandenburg an der Havel
Telefon: 03381 2082-0
Telefax: 03381 2082-1 90

1. Staatsanwaltschaft Cottbus
Thiemstraße 130
03048 Cottbus
Telefon: 03 55/3 61-0
Telefax: 03 55/3 61-2 50 (Rechtssachen)

3 61-2 51 (Verwaltung)
Postanschrift:
Postfach 10 12 43 in 03012 Cottbus

2. Staatsanwaltschaft Frankfurt (Oder)
Hauptstelle:
Bachgasse 10 a
15230 Frankfurt (Oder)
Telefon: 03 35/55 48-0
Telefax: 03 35/55 48-7 00 (Rechtssachen) 

55 48-8 00 (Verwaltung)
Postanschrift:
Postfach 13 52 in 15203 Frankfurt (Oder)

Zweigstelle Eberswalde:
Tramper Chaussee 8
16225 Eberswalde
Telefon: 0 33 34/2 04-0
Telefax: 0 33 34/2 04-1 00 (Rechtssachen) 

2 04-1 11 (Verwaltung)
Postanschrift:
Postfach 10 06 45 in 16206 Eberswalde

3. Staatsanwaltschaft Potsdam
Jägerallee 10 - 12
14469 Potsdam
Telefon: 03 31/20 17-0
Telefax: 03 31/20 17-31 80
Postanschrift:
Postfach 60 13 55 in 14413 Potsdam

4. Staatsanwaltschaft Neuruppin
Feldmannstraße 1
16816 Neuruppin
Telefon: 0 33 91/5 15-9
Telefax: 0 33 91/5 15-05 99
Postanschrift:
Postfach 11 11 33 in 16812 Neuruppin
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Schaublatt

Tätigwerden als Ermittlungsperson der Staatsanwaltschaft

Eine forstnahe Straftat wird im  W ald be gangen 

Er mittlungsperson entdeckt das  V e r gehen/V erbrechen selbst oder wird v on Zeugen ger ufen 

k ein  Täter zu f inden Täter beim Be gehen der Straftat er tappt 

Be w eise aufnehmen, V erfolgung des  Täters 
foto g raf ieren,  durch die 

Notizen für Bericht Er mittlungsperson 

Täter gelingt die Flucht Täter wird gestellt 
oder Selbstschutz steht der 

V erfolgung entge gen

Be w eise aufnehmen, P ersonalien feststellen, 
foto g raf ieren, ggf. Ge genstände beschlag-

Notizen für Bericht nahmen, sicherstellen, 
Täter v orläuf ig festnehmen 

bei Fluchtgef ahr 

Über gabe des  Täters Be w eise aufnehmen, 
an die P olizei foto g raf ieren, 

Notizen für Bericht 

Abgabe an die Staatsanw altschaft, ggf. mit Hilfe der P olizei 
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Anlage 6

Formular Strafanzeige

Aktenzeichen:     

untere Forstbehörde:

Forstamt / Forstbetrieb:

Revier: 

Landesbetrieb Forst Brandenburg

___________________________________

___________________________________

___________________________________ 

Datum:  

Ort:  

Bearbeiter:   

________________________________

________________________________

________________________________

Strafanzeige
(wegen einer Forst-, Jagd- oder Umweltstraftat)

Die vorliegende Strafanzeige richtet sich gegen

	 Unbekannt

	 die / den Beschuldigte/n

Familienname/Ehename und Namensbestandteile  Geburtsname 

Sonstige Namen  Vorname(n) 

Geburtsdatum (TTMMJJJJ)  Geburtsort (Kreis/Land) 

Geschlecht  Staatsangehörigkeit 

Akademische Grade  Spitzname 

Wohnanschrift (ggf. Aufenthaltsort)  
 

Familienstand 

BPA/PassNr., Ausstellungsdatum, Behörde  Beruf 

(Für weitere Beschuldigte gesondertes Blatt verwenden.)

Es besteht der Verdacht einer Straftat gemäß 

 § 242 Strafgesetzbuch (Diebstahl, soweit Forsteigentum betroffen.) 
 § 292 Strafgesetzbuch (Wilderei) 
 § 293 Strafgesetzbuch (Fischwilderei) 
 § 303 Strafgesetzbuch (Sachbeschädigung) 
 § 304 Strafgesetzbuch (Gemeinschädliche Sachbeschädigung) 
 § 306 Strafgesetzbuch (Brandstiftung) 
 § 306 d Strafgesetzbuch (Fahrlässige Brandstiftung) 
 § 306 f Strafgesetzbuch (Herbeiführen einer Brandgefahr) 
 § 324 Strafgesetzbuch (Gewässerverunreinigung) 
 § 324 a Strafgesetzbuch (Bodenverunreinigung) 
 § 326 Strafgesetzbuch (Unerlaubter Umgang mit gefährlichen Abfällen) 
 § 329 Strafgesetzbuch (Gefährdung schutzbedürftiger Gebiete) 
 § 38 BJagdG (Schonzeitvergehen) 
 § 17 TierSchG (Vergehen nach dem Tierschutzgesetz) 
 § 30 BNatSchG (Vergehen nach dem Bundesnaturschutzgesetz) 
 sonstige Straftat _________________________________________
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Aktenzeichen:     

Tatort:	   _______________________________________________________________________________________

Tatzeit (vermutlich):	   _______________________________________________________________________________________

Wegen des Sachverhalts im Einzelnen1 wird auf

	 das gesonderte Beiblatt (Sachverhaltsschilderung)

	 den Akteninhalt Bezug genommen.

Soweit für die weitere Strafverfolgung ein Strafantrag erforderlich ist, wird dieser

	 gestellt.

	 nicht gestellt.

Abgabe an die Staatsanwaltschaft:	 ____________________________________________

Datum der Abgabe:	 ____________________________________________

bei Zusammenarbeit mit der Polizei 
Angabe der Polizeidienststelle:	 ____________________________________________

Polizeitagebuchnummer:	 ____________________________________________

Sachverhaltsschilderung:

__________________________________________________

Name, Dienstbezeichnung, Unterschrift
(Ermittlungsperson der Staatsanwaltschaft)

1	 Lage des Tatortes, Feststellungen am Tatort, Spuren, insbesondere Geschossreste, Hülsen, Reifen- und Fußabdrücke; Tatverdacht gegen wen und weshalb, Verhalten des 
Beschuldigten; eingetretener Schaden, Schadenshöhe in Euro usw.
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Formular Niederschrift über eine Beschuldigtenvernehmung

untere Forstbehörde:          Landesbetrieb Forst Brandenburg

	 ____________________________

Forstamt / Forstbetrieb:	 ____________________________

Revier:	 ____________________________ 

Aktenzeichen:    

Datum:	  _________________________________

Ort:	  _________________________________

Bearbeiter:	  _________________________________

Niederschrift über eine Beschuldigtenvernehmung

Gegenwärtig

als Vernehmungsperson:	 ___________________________________________________________________________________
(Dienstbezeichnung)

als Protokollführer/in:	 ___________________________________________________________________________________
(Dienstbezeichnung)

Beginn der Vernehmung:	 _____________  Uhr

Ende der Vernehmung:	 _____________  Uhr

	 Auf Ladung

	 Vorläufig festgenommen

	 Freiwillig

erscheint der / die Beschuldigte

Name:	  _____________________________________________________________________________________

Vorname:	  _____________________________________________________________________________________

Geburtsdatum:	  _____________________________________________________________________________________

Geburtsort:	  _____________________________________________________________________________________

wohnhaft in (Anschrift):	  _____________________________________________________________________________________

und als Verteidiger/in:	  _____________________________________________________________________________________

Dem/Der Beschuldigten wurde eröffnet, welche Tat ihm/ihr zur Last gelegt wird und welche Strafbestimmungen in Betracht kommen. 
Er wurde darauf hingewiesen, dass es ihm/ihr nach dem Gesetz freisteht, sich zur Beschuldigung zu äußern oder nicht zur Sache aus-
zusagen und jederzeit, auch vor seiner Vernehmung, einen von ihm zu wählenden Verteidiger zu befragen.

	  Der Beschuldigte beruft sich auf sein Aussageverweigerungsrecht.

	  Der Beschuldigte macht von seinem Aussageverweigerungsrecht keinen Gebrauch und führt zur Sache Folgendes aus:

__________________________________________ ________________________________________
Unterschrift Vernehmender Unterschrift Vernommener 
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Richtlinien für den Sozialdienst bei den 
Justizvollzugsanstalten des Landes Brandenburg

Allgemeine Verfügung der Ministerin der Justiz 
vom 21. August 2024 

(2424-IV.4)

1	 Vorbemerkungen

Der Sozialdienst wirkt an der Gestaltung und Erfüllung 
der Aufgaben auf der Grundlage des Brandenburgischen 
Justizvollzugsgesetzes (BbgJVollzG) und des Gesetzes 
über den Vollzug der Unterbringung in der Sicherungs-
verwahrung (BbgSVVollzG) mit und ermittelt den 
spezifischen Bedarf an sozialen Hilfen. Die Hilfs-, 
Betreuungs- und Behandlungsangebote sind darauf zu 
richten und so auszugestalten, dass sie die Lebenslagen 
der Inhaftierten und Untergebrachten verbessern, ihnen 
Möglichkeiten zur sozialen Integration bieten und sie 
in ihrer individuellen Persönlichkeitsentwicklung för-
dern. Ziel ist es, die Gefangenen und Untergebrachten 
zur eigenverantwortlichen und selbständigen Lösung 
ihrer Probleme im individuellen, familiär-sozialen und 
gesellschaftlichen Bereich zu befähigen. Dabei sind die 
bestehenden und sich wandelnden wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Verhältnisse angemessen zu berück-
sichtigen.

2	 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Sozial-
dienstes

2.1	 Bei den Justizvollzugsanstalten werden staatlich an-
erkannte (Bachelor) Sozialarbeiterinnen und Sozial-
arbeiter beziehungsweise Sozialpädagoginnen und 
Sozialpädagogen eingestellt.

2.2	 Die unter 2.1 genannten Bediensteten bilden den 
Sozialdienst.

2.3	 Zur Unterstützung des Sozialdienstes können geeignete 
Kräfte zur Mitarbeit eingesetzt werden. Sie werden im 
Benehmen mit dem Sozialdienst der jeweiligen Justiz-
vollzugsanstalt ausgewählt, eingesetzt, angeleitet und 
fachlich gefördert.

3	 Grundsätze der Sozialen Arbeit

3.1	 Soziale Arbeit versteht sich als eine angewandte 
Wissenschaft, deren Aufgabe darin besteht, praktische 
soziale Probleme zu lösen, zu lindern oder zu ver-
hindern.

3.2	 Soziale Arbeit hat zum Ziel, Gefangene und Unter-
gebrachte bei der Wiedereingliederung in die Gesell-
schaft zu unterstützen und sie zu befähigen, ein Leben 
in Eigenverantwortung ohne weitere Straftaten zu füh-
ren und sich mit der Tat und deren Folgen auseinander-
zusetzen und durch Straftaten entstandene Schäden 
wiedergutzumachen.

3.3	 Soziale Arbeit unterstützt Gefangene und Unter-
gebrachte bei der Wahrnehmung ihrer Rechte und 
Pflichten. Sie leistet einen Anteil bei der Herstellung 
und Erhaltung der persönlichen Kontakte der Ge-

fangenen und Untergebrachten und trägt dazu bei, Aus-
grenzung entgegenzuwirken und soziale Beziehungen 
zu stabilisieren.

3.4	 Soziale Arbeit trägt dazu bei, eine erneute Inhaftierung 
zu vermeiden oder auf das zwingend notwendige Maß 
zu verkürzen.

3.5	 Soziale Arbeit dient dem Schutz der Gesellschaft und 
der Wiederherstellung des sozialen Friedens.

3.6	 Soziale Arbeit erfordert eine geregelte enge Koopera- 
tion und Vernetzung aller an der Resozialisierung mit-
wirkenden Personen und Organisationen.

4	 Ziele und rechtlicher Rahmen

4.1	 Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Sozialdienstes 
berücksichtigen bei ihren Tätigkeiten wissenschaftlich 
fundierte und anerkannte Erkenntnisse und Methoden 
der sozialen Arbeit im Justizvollzug. Ihre Tätigkeit ist 
in erster Linie darauf gerichtet, die Gefangenen und 
Untergebrachten zu befähigen, ihre Angelegenheiten 
selbst zu ordnen und zu regeln.

4.2	 Sie wirken an der Erfüllung der Aufgaben des Vollzugs 
mit.

4.3	 Die Tätigkeit des Sozialdienstes richtet sich nach den 
geltenden Vorschriften, gesetzlichen Grundlagen und 
institutionellen Regelungen.

5	 Methoden der Sozialarbeit, Supervision und Fort-
bildung

5.1	 Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Sozialdienstes 
bedienen sich der Methoden, die ihnen im Rahmen ihres 
Studiums und in berufsbegleitender Fortbildung ver-
mittelt wurden. Sie haben sich fachlich fortzubilden.

5.2	 Methoden der Sozialen Arbeit bezeichnen detailliert  
planbare, geregelte und zielorientierte Wege der Pro- 
blemlösung.

5.3	 In ihrer Arbeit bedienen sich die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter des Sozialdienstes unter anderem der klas-
sischen Methoden der Sozialen Arbeit wie Einzelfall-
hilfe, Soziale Gruppenarbeit und Gemeinwesenarbeit.

5.4	 Im Rahmen der Evaluation von Maßnahmen und Pro-
jekten findet eine Zusammenarbeit mit dem Krimino-
logischen Dienst statt.

5.5	 Das für Justiz zuständige Ministerium ermöglicht im 
Rahmen der zur Verfügung stehenden Ressourcen eine 
bedarfsgerechte Supervision für die Sozialarbeiterinnen 
und Sozialarbeiter. Die Inanspruchnahme von Super-
vision wird erwartet.

6	 Interne und externe Zusammenarbeit

6.1	 Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben arbeitet der 
Sozialdienst mit den anderen Bediensteten zusammen. 
Maßnahmen, die den Zuständigkeitsbereich anderer 
Bediensteter berühren, stimmen sie mit diesen ab.
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6.2	 Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Sozial-
dienstes arbeiten im Rahmen der Vernetzung mit an-
deren sozialen Diensten, Einrichtungen der freien 
Wohlfahrtspflege, weiteren zuständigen Behörden und 
sonstigen Bezugspersonen der Gefangenen und Unter-
gebrachten zusammen.

6.3	 Bei Übergang aus der Bewährungshilfe oder der Füh- 
rungsaufsicht in den Justizvollzug sowie bei einer Ent-
lassung aus dem Justizvollzug in die Bewährungs- oder 
Führungsaufsicht findet eine fachgerechte Überleitung 
statt, die durch einen verbindlichen, frühzeitigen und 
zielgerichteten Austausch aller jeweils relevanten In-
formationen und die gemeinsame Abstimmung der 
Vorgehensweise, erforderlichenfalls der gegenseitigen 
Unterstützung gekennzeichnet ist.

7	 Aufgaben

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Sozialdiens- 
tes nehmen – unter Beachtung der jeweils aktuell gül-
tigen Qualitätsstandards – insbesondere folgende Auf-
gaben wahr:

7.1	 Führung des Sozialpädagogischen Erstgesprächs ver-
bunden mit Maßnahmen zur Wohnungssicherung, Si-
cherung der Habe, Abmeldung bei Behörden

7.2	 Erstellung einer Sozialanamnese im Rahmen des 
Diagnoseverfahrens (§ 13 BbgJVollzG)

7.3	 Ermittlung des Förder- und Erziehungsbedarfes bei 
jungen Untersuchungsgefangenen (§ 16 BbgJVollzG)

7.4	 Stellungnahme zur Vollzugs- und Eingliederungs-
planung (§§ 14, 15 BbgJVollzG)

7.5	 Vorbereitung der Eingliederung in die Gesellschaft 
(§ 50 BbgJVollzG)

7.6	 Vermittlung in Schuldnerberatung

7.7	 Vermittlung in Suchtberatung

7.8	 Gespräche mit den Inhaftierten über die Straftat, Straf-
fälligkeit, Persönlichkeitsdefizite und soziale Kompeten-
zen, gegebenenfalls unter Einbeziehung externer Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter, sowie Koordination und 
Begleitung der entlassungsvorbereitenden Maßnahmen

7.9	 Einschätzung zu sozialen Kontakten einschließlich 
deren Förderwürdigkeit

7.10	 Einbeziehung von Bezugspersonen und Einrichtungen 
außerhalb des Vollzuges

7.11	 Gespräche aufgrund schriftlicher Anträge der Ge-
fangenen

7.12	 Zuarbeit zu Stellungnahmen zur vorzeitigen Entlassung 
gemäß §§ 57, 57a des Strafgesetzbuches (StGB), § 88 
des Jugendgerichtsgesetzes (JGG), im Rahmen der 
Führungsaufsicht gemäß §  68 StGB und im Rahmen 
der Gnadenordnung

7.13	 Zuarbeit zu Stellungnahmen zur Frage des Absehens 
von der Strafverfolgung gemäß §  456a der Straf-
prozessordnung

7.14	 Stellungnahmen im Rahmen der Haftentscheidungshilfe

7.15	 Stellungnahmen zu Anträgen auf Besuchsüberstellung

7.16	 Stellungnahme zu Anträgen von Gefangenen auf Ver-
legung in Abweichung vom Vollstreckungsplan

7.17	 Zuarbeiten zu Stellungnahmen zur Ausnahme vom 
Jugendvollzug gemäß § 89b JGG

7.18	 Akquise, Koordinierung und Betreuung von externen 
Kräften im Rahmen sozialpädagogischer Behandlungs-
angebote innerhalb und außerhalb der Anstalt

7.19	 Gewinnung und Betreuung von Ehrenamtlichen, Mit-
wirkung am Zulassungsverfahren

7.20	 Praktikumsbetreuung von Studentinnen und Studenten 
der Sozialarbeit und Sozialpädagogik

7.21	 Mitwirkung bei der Konzeption und Gestaltung der in 
ihren Zuständigkeitsbereich fallenden Wohneinheiten, 
Wohngruppen und sonstigen Vollzugsbereichen

7.22	 Mitwirkung bei der vollzugsinternen Bedarfsanalyse 
in Bezug auf benötigte Hilfs- und Behandlungsmaß-
nahmen zur Erreichung des Vollzugsziels

8	 Dienst- und Fachaufsicht

8.1	 Die Anstaltsleitung kann in fachlichen Angelegenheiten 
des Sozialdienstes, die sich ihrer Beurteilung entziehen, 
Auskunft verlangen und Anregungen geben.

8.2	 Bei fachlichem Dissens zwischen der Anstaltsleitung 
und den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Sozial-
dienstes in spezifisch sozialarbeiterischen Fragen kann 
die Anstaltsleitung, sofern keine Einigung zwischen 
den Beteiligten erzielt wird, die Sache der Aufsichts-
behörde zur Entscheidung vorlegen. Bis zur Entschei- 
dung der Aufsichtsbehörde kann die Anstaltsleitung 
die Durchführung von Maßnahmen aussetzen, die nach 
ihrer Ansicht ohne Aussetzung die Sicherheit der An-
stalt oder die (Gesamt-)Behandlung der oder des Ge-
fangenen gefährden würden.

8.3	 Dem für Justiz zuständigen Ministerium steht für die 
Wahrnehmung seiner Fachaufsicht eine hauptamtliche 
Sozialarbeiterin oder ein hauptamtlicher Sozialarbeiter 
zur Verfügung (§ 115 Absatz 2 BbgJVollzG).

9	 Leitungsfunktionen

9.1	 Den unter 2.1 genannten Bediensteten kann die Leitung 
von Vollzugseinheiten (zum Beispiel Wohngruppen) 
mit besonderen Betreuungs- und Behandlungsschwer-
punkten übertragen werden.

9.2	 Den unter 2.1 genannten Bediensteten können gemäß 
gesonderter Richtlinie Leitungsfunktionen übertragen 
werden, die über Nummer 9.1 hinausgehen.
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10	 Sozialdienstkonferenz

10.1	 In Justizvollzugsanstalten mit mindestens drei Sozial-
arbeiterinnen und Sozialarbeiter beziehungsweise Sozial- 
pädagoginnen und Sozialpädagogen führen die Mitar- 
beiterinnen und Mitarbeiter zur Erfüllung und Koordi- 
nierung ihrer Aufgaben regelmäßig Sozialdienstkon- 
ferenzen durch.

10.2	 Die Anstaltsleitung sowie durch diese bestimmte Be-
dienstete sowie die fachaufsichtsführende Sozialarbei- 
terin oder der fachaufsichtsführende Sozialarbeiter des 
für Justiz zuständigen Ministeriums können daran teil-
nehmen.

10.3	 Über die Konferenz wird ein Protokoll geführt.

11	 Sprecherinnen und Sprecher des Sozialdienstes

11.1	 In Justizvollzugsanstalten mit mindestens drei Sozialar- 
beiterinnen und Sozialarbeitern beziehungsweise Sozial- 
pädagoginnen und Sozialpädagogen werden eine Spre-
cherin oder ein Sprecher sowie eine Vertretung bestellt.

11.2	 Die Bediensteten des Sozialdienstes der jeweiligen 
Anstalt wählen eine Sprecherin oder einen Sprecher 
und eine Vertretung, die sie der Anstaltsleitung zur Be-
stellung vorschlagen. Bedenken gegen die Bestellung 
erörtert die Anstaltsleitung mit dem Sozialdienst mit 
dem Ziel der Einigung. Kommt diese nicht zustande, 
berichtet die Anstaltsleitung dem für Justiz zuständigen 
Ministerium.

Die Bestellung der Sprecherin oder des Sprechers und 
deren Vertretung erfolgt für die Dauer von drei Jahren, 
eine Wiederwahl ist möglich. Die Anstaltsleitung kann 
die Bestellung widerrufen, wenn zwingende dienstliche 
Gründe vorliegen.

Über die Bestellung und Abberufung wird dem für Jus-
tiz zuständigen Ministerium berichtet.

Die Aufgaben der Sprecherin oder des Sprechers sind 
im Geschäftsverteilungsplan zu berücksichtigen. Sie 
werden von ihrer sonstigen Tätigkeit zu 20 Prozent ent-
lastet.

11.3	 Die Sprecherin oder der Sprecher soll einerseits die 
fachlichen Belange der Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter vertreten und andererseits der Anstaltsleitung 
sowie dem für Justiz zuständigen Ministerium in fach-
lichen Angelegenheiten des Sozialdienstes als An-
sprechperson zur Verfügung stehen.

11.4	 Die Anstaltsleitung beteiligt die Sprecherin oder den 
Sprecher bei der Vorbereitung wichtiger und grund-

legender Entscheidungen im Vollzug (Organisation, 
Struktur, Konzeption, Ausgestaltung) und insoweit 
auch an Dienstbesprechungen und Konferenzen.

11.5	 Zu den Aufgaben der Sprecherin oder des Sprechers ge-
hören:

–	 Einberufung und Leitung der Sozialdienst-
konferenz,

–	 Einweisung und koordinierende Anleitungen neuer 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, Ausbildung von 
Praktikantinnen und Praktikanten sowie Beratung 
ehrenamtlicher Helferinnen und Helfer,

–	 Anregung und Förderung von Fallbesprechungen 
und Supervisionen,

–	 Teilnahme an den landesweiten Dienstbe-
sprechungen der Sprecherinnen und Sprecher des 
Sozialdienstes,

–	 Teilnahme an landesweiten fachthemenbezogenen 
Dienstbesprechungen mit den Sozialen Diensten 
der Justiz,

–	 Akquise externer Behandlungsmaßnahmen ent-
sprechend der vollzugsinternen Bedarfsanalyse,

–	 Mitwirkung bei der Haushaltsplanung in den die 
Sozialarbeit betreffenden Bereichen,

–	 Mitwirkung, den Bereich des Sozialdienstes be-
treffend, bei der Einstellung neuer Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter sowie der Geschäftsverteilung,

–	 Mitwirkung bei fachlichen Beurteilungen durch 
Erstellung eines Beurteilungsbeitrages an Hand 
der Qualitätsstandards, gegebenenfalls unter Ein-
beziehung der Fachaufsicht des für Justiz zu-
ständigen Ministeriums,

–	 Verteilung von Aufgaben des Sozialdienstes, die im 
Geschäftsverteilungsplan nicht geregelt sind,

–	 Entwicklung und Umsetzung von Konzepten zur 
Organisation und zur Wahrnehmung besonderer 
Aufgabengebiete sowie

–	 Fachöffentlichkeitsarbeit in Abstimmung mit der 
Anstaltsleitung.

12	 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Allgemeine Verfügung tritt am 1. Oktober 2024 
in Kraft. Gleichzeitig tritt die Allgemeine Verfügung 
vom 1. März 1998 außer Kraft.

Potsdam, den 21. August 2024

Die Ministerin der Justiz

Susanne Hoffmann
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Richtlinien zum Jugendgerichtsgesetz (RiJGG)

Allgemeine Verfügung der Ministerin der Justiz 
vom 30. August 2024 

(4214-III.001)

I.

Die Landesjustizverwaltungen haben die als Anlage ab-
gedruckte Neufassung der Richtlinien zum Jugendgerichts-
gesetz (RiJGG) vereinbart, die hiermit für das Land Branden-
burg in Kraft gesetzt wird.

II.

Diese Allgemeine Verfügung tritt am 1. Oktober 2024 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Allgemeine Verfügung vom 18. Juli 1994 
(JMBl. S. 94; ABl. S. 1334) außer Kraft.

Potsdam, den 30. August 2024

Die Ministerin der Justiz

Susanne Hoffmann

Anlage

Richtlinien zum Jugendgerichtsgesetz (RiJGG)

Einführung

Die bundeseinheitlichen Richtlinien zum Jugendgerichtsgesetz 
wenden sich vornehmlich an die Staatsanwaltschaft und geben 
für den Regelfall Anleitungen und Orientierungshilfen, von 
denen wegen der Besonderheit des Einzelfalles abgewichen 
werden kann.

Sie enthalten aber auch Hinweise und Empfehlungen an das Ge-
richt. Soweit diese Hinweise nicht die Art der Ausführung eines 
Amtsgeschäfts betreffen, bleibt es dem Gericht überlassen, sie 
zu berücksichtigen. Auch im Übrigen enthalten die Richtlinien 
Grundsätze, die für das Gericht von Bedeutung sein können.

Soweit diese Richtlinien keine besonderen Bestimmungen auf-
weisen, gelten die Richtlinien für das Strafverfahren und das 
Bußgeldverfahren.

Personen- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in weib-
licher und männlicher Form.

Richtlinien zu § 1:

1.	 Auf Handlungen, für die Ordnungs- oder Zwangsmittel 
vorgesehen sind, findet das Jugendgerichtsgesetz keine An-
wendung.

2.	 Für das Bußgeldverfahren gelten die Vorschriften des 
Jugendgerichtsgesetzes sinngemäß, soweit das Gesetz 

über Ordnungswidrigkeiten nichts anderes bestimmt (§ 46 
Absatz 1 OWiG). Bei der Anwendung des § 46 Absatz 6 
OWiG, wonach im Verfahren gegen Jugendliche und Heran-
wachsende von der Heranziehung der Jugendgerichtshilfe 
(§ 38) abgesehen werden kann, wenn ihre Mitwirkung für 
die sachgemäße Durchführung des Verfahrens entbehrlich 
ist, ist im gerichtlichen Verfahren Artikel  7 Absatz  9 der 
RL (EU) 2016/800 zu beachten. Demnach kann auf eine in-
dividuelle Begutachtung durch die Jugendgerichtshilfe nur 
verzichtet werden, wenn dies aufgrund der Umstände des 
Falles gerechtfertigt und mit dem Wohl des Jugendlichen 
vereinbar ist.

Richtlinie zu § 2:

Soweit die allgemeinen Vorschriften Anwendung finden, sind 
diese im Sinne des Erziehungsgedankens auszulegen.

Richtlinien zu § 3:

1.	 Verbleiben nach Ausschöpfung anderer Ermittlungs-
möglichkeiten ernsthafte Zweifel an der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit, ist zu prüfen, ob ein Sachverständigen-
gutachten einzuholen ist (vgl. auch die §§ 38, 43, 73 und die 
Richtlinien dazu). Dabei ist der Grundsatz der Verhältnis-
mäßigkeit zu beachten.

2.	 Stellt die Staatsanwaltschaft ein Verfahren wegen Schuld-
unfähigkeit (vgl. § 19 StGB) oder fehlender strafrechtlicher 
Verantwortlichkeit ein, so prüft sie, wer zu benachrichtigen 
ist (vgl. insbesondere § 70 Absatz 1 Satz 1, § 109 Absatz 1 
Satz 3).

3.	 Ergibt sich erst nach Eröffnung des Hauptverfahrens, dass 
der Jugendliche mangels Reife nicht verantwortlich ist 
oder die Verantwortlichkeit nicht sicher festgestellt werden 
kann, so regt die Staatsanwaltschaft die Einstellung des 
Verfahrens an (§ 47 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4).

Richtlinie zu § 5:

Die therapeutische Behandlung im Maßregelvollzug erfordert 
persönlichen Einsatz der Verurteilten. Ein vorzeitig herbei-
geführter Abbruch der therapeutischen Behandlung kann dazu 
führen, dass sich die Verurteilten jeglicher erzieherischen Ein-
wirkung entziehen. Bei der Prüfung der Entbehrlichkeit der 
Jugendstrafen- oder Zuchtmittelanordnung kann der Erhalt einer 
ausreichenden Therapiemotivation daher Berücksichtigung fin-
den. Erscheint die Jugendstrafen- oder Zuchtmittelanordnung 
nicht entbehrlich, so sind die Voraussetzungen der Anwendbar-
keit beider Rechtsfolgen unabhängig voneinander zu prüfen. 
Daneben ist eine selbstständige Bemessung erforderlich, die 
vorrangig am erzieherischen Bedarf auszurichten ist.

Richtlinien zu § 6:

1.	 Soweit eine in § 6 nicht genannte Nebenstrafe oder Neben-
folge nicht zwingend vorgeschrieben ist, beantragt die 
Staatsanwaltschaft sie nur, wenn sie erzieherisch notwendig 
erscheint.

2.	 § 6 findet auch im Verfahren gegen Heranwachsende An-
wendung, sofern Jugendstrafrecht zur Anwendung kommt 
(§ 105 Absatz 1). Wird allgemeines Strafrecht angewandt, 
ist § 106 Absatz 2 zu beachten.
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Richtlinien zu § 7:

1.	 Auf die Richtlinie zu § 5 wird hingewiesen.

2.	 Angesichts der erheblichen Bedeutung des Vorbehalts der 
Anordnung der Sicherungsverwahrung ist möglichst früh-
zeitig ein Sachverständigengutachten einzuholen. Auf 
§§ 80a, 246a StPO wird hingewiesen.

3.	 Bei der Auswahl der Sachverständigen, die Gutachten 
zur Frage des Vorbehalts der Anordnung der Sicherungs-
verwahrung oder der Anordnung einer vorbehaltenen 
Sicherungsverwahrung erstatten, sollte darauf geachtet 
werden, dass es sich um erfahrene Sachverständige handelt, 
die angemessene Kenntnisse im Bereich der Kinder- und 
Jugendpsychiatrie und -psychotherapie aufweisen.

4.	 Bei der Ausgestaltung des Vollzugs in einer Sozial-
therapeutischen Einrichtung sollte das noch vorhandene 
Entwicklungspotential des Jugendlichen / Heranwachsenden 
besonders beachtet und durch geeignete Therapien ge-
fördert werden.

5.	 Das bei dem Vorbehalt der Anordnung der Sicherungs-
verwahrung im Hinblick auf zwischenzeitliche Gesetzes-
änderungen anzuwendende Recht ergibt sich aus Arti-
kel 316f und 316i EGStGB.

6.	 §  7 gilt auch im Verfahren gegen Heranwachsende, so-
fern Jugendstrafrecht zur Anwendung kommt (§ 105 Ab-
satz 1). Wird auf Heranwachsende allgemeines Strafrecht 
angewendet, richten sich der Vorbehalt der Anordnung und 
die Anordnung der vorbehaltenen Sicherungsverwahrung 
nach § 106 Absatz 3 bis Absatz 7.

Richtlinie zu § 9:

Wegen der Eintragung in das Zentralregister und das Er-
ziehungsregister wird auf § 5 Absatz 2, § 60 Absatz 1 Num-
mer 2 BZRG hingewiesen.

Richtlinien zu § 10:

1.	 Grundsätzlich sollen nur solche Weisungen erteilt werden, 
deren Befolgung der Jugendrichter überprüfen kann. Dabei 
sind Gebote, die die Lebensführung positiv gestalten sol-
len, Verboten vorzuziehen. Eine Weisung sollte, soweit 
möglich, so ausgestaltet werden, dass sie in einem inneren 
Zusammenhang mit der Tat steht.

2.	 Die Weisung, sich einem Betreuungshelfer zu unter-
stellen (§  10 Absatz  1 Satz  3 Nummer  5), wird auch im 
Hinblick auf die damit für den Jugendlichen verbundenen 
Belastungen und den personellen und zeitlichen Aufwand 
im Bereich der Jugendgerichtshilfe bei geringfügigen Ver-
fehlungen nicht in Betracht kommen. Widersprechen der 
Erziehungsberechtigte oder der gesetzliche Vertreter einer 
Betreuungsweisung, so sollte diese nur angeordnet werden, 
wenn ihre Durchführung nach Prüfung der Umstände des 
Einzelfalls erfolgversprechend erscheint.

Kommt eine Anordnung der Maßnahme in Betracht, so 
empfiehlt es sich, frühzeitig mit der Jugendgerichtshilfe 
Verbindung aufzunehmen. Auf § 38 Absatz  5 Satz  3 und 
§ 38 Absatz 6 Satz 2 sowie die Richtlinien dazu wird hin-

gewiesen. Die Person des Betreuungshelfers ist möglichst 
genau zu bezeichnen. Im Verfahren nach §§ 45, 47 ist die 
Weisung nicht zulässig (vgl. § 45 Absatz 3 Satz 1, § 47 Ab-
satz 1 Nummer 3).

3.	 Die Weisung, an einem sozialen Trainingskurs teilzu-
nehmen (§ 10 Absatz 1 Satz 3 Nummer 6), ist auch eine 
verhältnismäßig aufwendige Maßnahme, die für den 
Jugendlichen je nach struktureller und zeitlicher Gestaltung 
der Kurse mit nicht unerheblichen Belastungen verbunden 
sein kann. Nummer 2 Satz 1, 3 und 6 gilt entsprechend. Die 
Weisung, an anderen Formen sozialer Gruppenarbeit teilzu-
nehmen, wird durch § 10 Absatz 1 Satz 3 Nummer 6 nicht 
ausgeschlossen.

4.	 Der Täter-Opfer-Ausgleich (§  10 Absatz  1 Satz  3 Num-
mer 7) zielt darauf ab, bei dem Verletzten den immateriellen 
und materiellen Schaden auszugleichen und bei dem 
Jugendlichen einen Lernprozess einzuleiten. Er verdient im 
gesamten Verfahren Beachtung (vgl. § 45 Absatz 2 Satz 2, 
§ 45 Absatz 3 Satz 1, auch in Verbindung mit § 47 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 2 und 3, § 23 Absatz 1 Satz 1, § 29 Satz 2 
und § 88 Absatz 6 Satz 1, § 155a StPO). Nummer 2 Satz 3 
gilt entsprechend.

5.	 Hinsichtlich des gesetzlichen Unfallversicherungsschutzes 
bei Arbeitsleistungen wird auf § 2 Absatz 2 SGB VII hin-
gewiesen.

6.	 Vor der Anordnung einer Weisung, die mit Kosten verbunden 
ist, sollte geklärt werden, ob ein Kostenträger vorhanden ist, 
da die Finanzierung von Maßnahmen in den Ländern und 
Kommunen unterschiedlich ausgestaltet sein kann.

Bezüglich einer Weisung nach § 10 Absatz 2 kann sich eine 
Verpflichtung dritter Stellen, die Kosten für die Durch-
führung der Weisung zu übernehmen, aus dem Recht der 
gesetzlichen Krankenversicherung, den §§ 35a, 90 ff. SGB 
VIII und dem SGB XII (Hilfe bei Krankheit und vor-
beugende Gesundheitshilfe nach §§ 47 f. SGB XII, Hilfe 
zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten 
nach §§ 67 ff. SGB XII) ergeben.

7.	 Die Staatsanwaltschaft wirkt darauf hin, dass das Gericht 
den Jugendlichen über die Bedeutung der Weisungen und 
Folgen schuldhafter Zuwiderhandlung (§  11 Absatz  3 
Satz  1) belehrt und diese Belehrung in der Niederschrift 
über die Hauptverhandlung vermerkt oder sonst akten-
kundig gemacht wird.

8.	 Bevor Jugendlichen die Weisung erteilt wird, sich einer 
heilerzieherischen Behandlung oder einer Entziehungskur 
zu unterziehen, wird es in der Regel notwendig sein, einen 
Sachverständigen zu hören.

Richtlinien zu § 11:

1.	 Bei Weisungen, denen der Jugendliche längere Zeit 
hindurch nachzukommen hat, empfiehlt es sich, in an-
gemessenen Zeitabständen zu prüfen, ob es aus Gründen 
der Erziehung geboten ist, die Weisung oder ihre Laufzeit 
zu ändern oder die Weisung aufzuheben. Zur Anhörung der 
Jugendgerichtshilfe, eines bestellten Betreuungshelfers und 
des Leiters eines sozialen Trainingskurses wird auf §  65 
Absatz 1 Satz 2 hingewiesen.
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2.	 Bei Zuwiderhandlungen gegen Weisungen soll Jugend-
arrest nur verhängt werden, wenn mildere Maßnahmen, 
z. B. eine formlose Ermahnung, nicht ausreichen. Wird 
Jugendarrest nach § 11 Absatz 3 Satz 1 verhängt, so soll ein 
solches Maß festgesetzt werden, das im Wiederholungsfall 
gesteigert werden kann, falls sich dies aus erzieherischen 
Gründen als notwendig erweist.

3.	 Vor der Verhängung von Jugendarrest ist neben dem 
Jugendlichen auch seinem Erziehungsberechtigten und 
gesetzlichen Vertreter Gelegenheit zur mündlichen Äuße-
rung zu geben (§ 65 Absatz 1 Satz 3, § 67 Absatz 1).

Richtlinien zu § 12:

1.	 Der Erfolg der Maßnahmen nach § 12 hängt von der Mit-
wirkungsbereitschaft des Jugendlichen und seines Er-
ziehungsberechtigten und gesetzlichen Vertreters ab. Auf 
deren Mitwirkungsbereitschaft ist gegebenenfalls hinzu-
wirken.

2.	 Auf die Richtlinie Nummer 2 zu § 105 wird hingewiesen.

Richtlinie zu § 13:

Wegen der Eintragung in das Zentralregister oder in das Er-
ziehungsregister wird auf § 5 Absatz 2, § 60 Absatz 1 Num-
mer 2 BZRG hingewiesen.

Richtlinien zu § 15:

1.	 Die Wiedergutmachung des Schadens nach § 15 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 kann auch in Arbeitsleistungen für den 
Geschädigten bestehen. Auf §  2 Absatz  2 SGB VII wird 
hingewiesen.

2.	 Im Hinblick auf eine Wiedergutmachung des Schadens 
oder eine Entschuldigung bei dem Verletzten wird auf die 
Richtlinie Nummer 4 zu § 10 hingewiesen.

3.	 Wegen der Kosten der Durchführung von Auflagen wird 
auf die Richtlinie Nummer 6 zu § 10 hingewiesen.

4.	 Die Staatsanwaltschaft wirkt darauf hin, dass das Gericht den 
Jugendlichen über die Bedeutung der Auflagen und Folgen 
schuldhafter Zuwiderhandlung (§ 11 Absatz 3 Satz 1) belehrt 
und diese Belehrung in der Niederschrift über die Hauptver-
handlung vermerkt oder sonst aktenkundig gemacht wird.

5.	 Wegen der Folgen schuldhafter Nichterfüllung von Auf-
lagen wird auf die Richtlinien Nummer  2 und 3 zu §  11 
hingewiesen. Geldleistungen, die nach § 15 Absatz 1 Satz 1 
Nummer  1 und 4 auferlegt worden sind, können nicht 
zwangsweise beigetrieben werden.

Richtlinien zu § 16:

1.	 Sowohl die Art des Jugendarrestes als auch dessen Dauer 
sollen sich an dem Erziehungsbedarf des Jugendlichen 
orientieren. Arrest soll nur verhängt werden, wenn seine 
Durchführung geeignet erscheint, eine Einstellungs-
änderung zu bestimmten negativen Verhaltensweisen zu er-
reichen. Welche Angebote hierzu zur Verfügung stehen, er-
gibt sich aus den gegebenenfalls von den Ländern auf dem 
Gebiet des Jugendarrestvollzuges erlassenen Vorschriften.

2.	 Bei der Wahl zwischen Kurz- und Freizeitarrest sollte auch 
berücksichtigt werden, welche erzieherischen Angebote 
oder anderen sinnvollen Beschäftigungsmöglichkeiten zur 
erzieherischen Einwirkung auf die Verurteilten zur Ver-
fügung stehen.

3.	 Wegen der Berücksichtigung von Untersuchungshaft bei 
Jugendarrest wird auf § 52 und die Richtlinien dazu ver-
wiesen.

Richtlinien zu § 16a:

1.	 Die Anordnung des Jugendarrestes neben Jugendstrafe 
muss im Urteil erfolgen (§ 8 Absatz 2 Satz 2).

2.	 Die Anordnung von Jugendarrest neben Jugendstrafe ist 
auch in den Fällen der sogenannten Vorbewährung zulässig 
(§ 61 Absatz 3). Auch in diesen Fällen muss sie im Urteil 
erfolgen. Ausgeschlossen ist die spätere Anordnung in 
einem nachträglichen Beschluss.

3.	 Um die Auswahl geeigneter fördernder Angebote im Rah-
men des Jugendarrests zu erleichtern, kann die Darlegung 
der Gründe, die zur Anordnung des Arrestes geführt haben, 
auch im Falle eines abgekürzten Urteils geboten sein.

4.	 Im Hinblick auf das in § 87 Absatz 4 Satz 2 verankerte Voll-
zugsverbot ist die Vollstreckung unverzüglich einzuleiten. 
Für weitere gerichtliche Maßnahmen zur Beschleunigung 
der Vollstreckung wird auf die Abschnitte IV und V der 
Richtlinien zu §§ 82 bis 85 und auf § 13 Absatz 3 Satz 1 
StVollstrO verwiesen.

5.	 Jugendarrest, der nach §  16a verhängt wurde, ist in dem 
Umfang, in dem er verbüßt wurde, auf die Jugendstrafe an-
zurechnen, wenn
a)	 die Strafaussetzung zur Bewährung widerrufen wird 

(§ 26 Absatz 3 Satz 3),
b)	 nach Aussetzung der Verhängung der Jugendstrafe nach 

§ 27 (sogenannter Schuldspruch) eine Jugendstrafe ver-
hängt wird (§ 30 Absatz 1 Satz 2),

c)	 nach Bildung einer Einheitsjugendstrafe Jugendstrafe 
vollstreckt wird (§ 31 Absatz 2 Satz 3) oder

d)	 nach einer sog. Vorbewährung auf eine zu voll-
streckende Jugendstrafe erkannt wird (§ 61b Absatz 4 
Satz 3).

Richtlinie zu § 17:

Nach Maßgabe der Bestimmungen der Ländergesetze kommt 
auch ein Vollzug in freien Formen in Betracht.

Richtlinien zu § 18:

1.	 Der Umstand, dass Jugendstrafe von weniger als sechs Mo-
naten nicht ausgesprochen werden kann, darf nicht dazu 
führen, dass Jugendarrest in Fällen verhängt wird, in denen 
dieser nicht angebracht ist. Ist weder Jugendstrafe noch 
Jugendarrest gerechtfertigt, so kann das Gericht mehrere 
Maßnahmen miteinander verbinden (§ 8) und vor allem Wei-
sungen erteilen, die eine länger dauernde erzieherische Ein-
wirkung ermöglichen (vgl. § 10 und die Richtlinien dazu).

2.	 Die vom Gesetz angeordnete vorrangige Berücksichtigung 
des Erziehungsgedankens bedeutet nicht, dass Belange des 
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Schuldausgleichs ausgeschlossen wären. Sie darf nicht 
dazu führen, dass die obere Grenze schuldangemessenen 
Strafens überschritten wird.

3.	 Wegen der Anrechnung von Untersuchungshaft auf Jugend-
strafe wird auf § 52a und die Richtlinien dazu hingewiesen.

Richtlinien zu § 21:

1.	 Aus erzieherischen Gründen empfiehlt es sich, dem 
Jugendlichen bewusst zu machen, dass die Vollstreckung 
der Jugendstrafe im Vertrauen auf seine Fähigkeit und sei-
nen Willen, sich zu bewähren, ausgesetzt wird, und dass 
ihm daraus eine besondere Verpflichtung erwächst.

2.	 Die Möglichkeit, die Vollstreckung der Strafe auch dann 
zur Bewährung auszusetzen, wenn erst die Verhängung 
eines Jugendarrests nach § 16a zu einer günstigen Prognose 
führt, gilt auch für Absatz 2.

3.	 Die Verurteilung zu einer Jugendstrafe von nicht mehr 
als zwei Jahren wird nicht in das Führungszeugnis auf-
genommen, wenn Strafaussetzung zur Bewährung bewilligt 
und diese Entscheidung nicht widerrufen worden ist (vgl. 
§ 32 Absatz 2 Nummer 3 BZRG). Diese Ausnahmeregelung 
gilt allerdings nicht bei Verurteilungen wegen einer in § 32 
Absatz  1 Satz  2 BZRG aufgeführten Straftat und bei Ver-
urteilungen wegen einer in § 32 Absatz 5 BZRG aufgeführten 
Straftat, wenn ein erweitertes Führungszeugnis erteilt wird. 
Hierauf sollte der Jugendliche hingewiesen werden.

Richtlinien zu § 23:

1.	 Wegen des Inhalts von Weisungen und Auflagen im Rah-
men der Bewährung wird auf Richtlinie Nummer 1 zu § 10 
und die Richtlinien Nummer 1 und 2 zu § 15, wegen der 
Kosten ihrer Durchführung auf Richtlinie Nummer  6 zu 
§ 10 hingewiesen.

2.	 Für die nachträgliche Änderung von Weisungen oder Auf-
lagen gilt Richtlinie Nummer 1 zu § 11 entsprechend.

3.	 Die Weisungen oder Auflagen werden in einem Be-
währungsplan zusammengestellt, der dem Jugendlichen 
persönlich auszuhändigen ist (§  60). An die Erziehungs-
berechtigten und gesetzlichen Vertreter soll eine ent-
sprechende Mitteilung erfolgen (§ 67a Absatz 1).

4.	 Für die Befragung, ob der Jugendliche Zusagen machen 
oder sich zu Leistungen erbieten will, gilt §  57 Absatz  3 
Satz 1.

Richtlinien zu §§ 24, 25:

1.	 Da der Bewährungshelfer seine Überwachungsaufgaben im 
Einvernehmen mit dem Gericht erfüllt und das Gericht ihm 
auch für seine betreuende Tätigkeit Anweisungen erteilen 
kann, ist eine enge persönliche Zusammenarbeit zwischen 
Gericht und Bewährungshelfer unerlässlich. Es empfiehlt sich 
jedoch, die Selbständigkeit des Bewährungshelfers bei der 
Betreuung des Jugendlichen möglichst nicht einzuschränken.

2.	 Um die Entwicklung des Jugendlichen während der Be-
währungszeit beobachten zu können, empfiehlt es sich, dem 
Bewährungshelfer zur Pflicht zu machen, in anfangs kür-

zeren, später längeren Zeitabständen über seine Tätigkeit 
und über die Führung des Jugendlichen zu berichten (§ 25 
Satz 3). Ferner empfiehlt es sich, darauf hinzuwirken, dass 
der Bewährungshelfer nicht nur gröbliche und beharrliche 
Verstöße des Jugendlichen gegen Weisungen, Auflagen, 
Zusagen oder Anerbieten (§ 25 Satz 4), sondern auch alles 
Wesentliche mitteilt, was ihm über die Entwicklung des 
Jugendlichen, seine Lebensverhältnisse und sein Verhalten 
bekannt wird. Besondere Vorfälle teilt der Bewährungs-
helfer dem Gericht sofort mit. Für den Schlussbericht 
des Bewährungshelfers wird auf Richtlinie Nummer 1 zu 
§§ 26, 26a hingewiesen.

3.	 Gegenüber anderen Personen und Stellen wird der Be-
währungshelfer grundsätzlich Verschwiegenheit wahren, 
um insbesondere auch das für die Erziehungsarbeit not-
wendige Vertrauensverhältnis zwischen ihm und dem 
Jugendlichen nicht zu beeinträchtigen. Dies gilt nicht im 
Verhältnis zu den dienstaufsichtsführenden Stellen und 
gegenüber Dritten, soweit der Bewährungshelfer zur Aus-
kunft berechtigt oder verpflichtet ist.

4.	 Vor Bestellung eines ehrenamtlichen Bewährungshelfers 
soll seine Eignung für die Betreuung des Jugendlichen 
sorgfältig geprüft und seine Einwilligung eingeholt werden.

5.	 Soweit in den Ländern für die Tätigkeit der Bewährungs-
hilfe, auch im Rahmen der Führungsaufsicht (§§  68a ff. 
StGB), spezielle Verwaltungsvorschriften ergangen sind, 
wird auf diese hingewiesen.

Richtlinien zu §§ 26, 26a:

1.	 Vor Ablauf der Unterstellungszeit legt der Bewährungs-
helfer dem Gericht einen Schlussbericht so rechtzeitig vor, 
dass Maßnahmen nach § 26 Absatz 2 in der gebotenen Zeit 
getroffen werden können, namentlich die Bewährungs- 
oder Unterstellungszeit noch verlängert werden kann (§ 26 
Absatz 2 Nummer 2, § 22 Absatz 2 Satz 2, § 24 Absatz 2 
Satz  1). Der Bewährungshelfer ergänzt diesen Schluss-
bericht bis zum Ablauf der Unterstellungszeit, falls ihm 
Umstände bekannt werden, die für die Entscheidung über 
den Erlass der Jugendstrafe oder den Widerruf der Strafaus-
setzung von Bedeutung sein können.

2.	 Die Staatsanwaltschaft teilt dem Gericht im Rahmen ihrer 
Anhörung nach § 58 Absatz 1 Satz 2 mit, ob weitere Ver-
fahren gegen den Verurteilten anhängig sind, sofern dadurch 
nicht der Ermittlungszweck des jeweiligen Verfahrens ge-
fährdet wird. Bei der Berücksichtigung dieser Verfahren im 
Rahmen von Entscheidungen betreffend die Strafaussetzung 
kommt der Unschuldsvermutung besondere Bedeutung zu.

3.	 Wegen der Beseitigung des Strafmakels nach Erlass einer 
Strafe oder eines Strafrestes wird auf § 100 hingewiesen.

4.	 Falls der Widerruf der Aussetzung in Betracht kommt, kann 
das Gericht vorläufige Maßnahmen treffen, um sich der 
Person des Jugendlichen zu versichern (§ 58 Absatz 2 in 
Verbindung mit § 453c StPO).

5.	 Verbüßter Jugendarrest nach § 16a ist im Rahmen der Straf-
zeitberechnung im Umfang der Verbüßung anzurechnen. Noch 
nicht verbüßter Jugendarrest nach § 16a wird nach Widerruf 
nicht mehr vollstreckt (§ 87 Absatz 4 Satz 3 Nummer 1).
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Richtlinie zu § 27:

Der Schuldspruch nach § 27 wird nicht in das Führungszeugnis 
aufgenommen (§ 32 Absatz 2 Nummer 2 BZRG).

Richtlinie zu § 30:

Verbüßter Jugendarrest nach §  16a ist im Rahmen der Straf-
zeitberechnung im Umfang der Verbüßung anzurechnen. Noch 
nicht verbüßter Jugendarrest nach § 16a wird nach Erkennung 
auf Jugendstrafe, deren Verhängung zur Bewährung ausgesetzt 
war, nicht mehr vollstreckt (§ 87 Absatz 4 Satz 3 Nummer 2).

Richtlinien zu § 31:

1.	 Ein rechtskräftiges Urteil wird im Gegensatz zu § 55 StGB 
auch einbezogen, wenn die weitere Straftat nach seiner Ver-
kündung begangen worden ist.

2.	 Ist durch das frühere Urteil Jugendstrafe verhängt und die 
Vollstreckung nach § 21 zur Bewährung ausgesetzt worden, 
so bedarf es zur Einbeziehung nicht des Widerrufs der Aus-
setzung. Das gleiche gilt, wenn nach §§  88, 89 während 
der Vollstreckung einer Jugendstrafe Aussetzung zur Be-
währung angeordnet worden ist. Ist in dem früheren Urteil 
nach § 27 lediglich die Schuld festgestellt worden, so wird 
durch die Einbeziehung dieses Urteils auch das ihm zu-
grundeliegende Verfahren erledigt.

3.	 Bei der neuen Entscheidung ist von den tatsächlichen Fest-
stellungen und dem Schuldspruch des einzubeziehenden 
rechtskräftigen Urteils auszugehen. Es wird jedoch inso-
weit erneut Beweis zu erheben sein, als dies für die Gesamt-
beurteilung des Angeklagten, insbesondere im Hinblick auf 
die Festsetzung einer neuen Maßnahme oder Jugendstrafe 
erforderlich ist.

4.	 Hat der bereits verurteilte Jugendliche eine neue Straftat 
begangen und ist eine wesentliche Änderung der bereits 
rechtskräftig festgesetzten Rechtsfolgen nicht zu erwarten, 
so sollte die Staatsanwaltschaft auch die Möglichkeit einer 
Verfahrenserledigung, gemäß § 154 StPO oder gemäß § 45 
Absatz 2 JGG prüfen.

5.	 Über die Anrechnung oder Berücksichtigung von Unter-
suchungshaft, die im Zusammenhang mit einem ein-
bezogenen Urteil vollzogen worden ist, ist in dem ein-
beziehenden Urteil neu zu entscheiden, wobei gemäß § 52a 
im Regelfall eine Anrechnung zu erfolgen hat.

6.	 Über die Anrechnung von Jugendarrest, der im Zusammen-
hang mit einem einbezogenen Urteil verbüßt wurde, ist im 
Falle der Verhängung einer Jugendstrafe im neuen Urteil 
nach pflichtgemäßem Ermessen zu entscheiden. Die An-
rechnung ist zwingend, wenn es sich um Jugendarrest ge-
mäß § 16a handelt (§ 31 Absatz 2 Satz 3, § 26 Absatz 3 
Satz 3, § 30 Absatz 1 Satz 2).

Richtlinien zu § 34:

1.	 Zu den Aufgaben des Jugendrichters gehören nach § 34 Ab-
satz 1 auch die richterlichen Handlungen im Ermittlungs-
verfahren sowie die Erledigung der Rechtshilfeersuchen in 
Jugendsachen. Es empfiehlt sich, ihm bei der Geschäfts-
verteilung auch die Erledigung der Rechtshilfe in sonsti-

gen Strafsachen zu übertragen, wenn um Vernehmung von 
Minderjährigen ersucht wird.

2.	 Wird der Richter beim Amtsgericht als Jugendrichter oder 
Vollstreckungsleiter mit Jugendlichen befasst, für die ein 
anderes Amtsgericht als Familiengericht zuständig ist, be-
steht die Möglichkeit, dass das Gericht des Jugendrichters 
oder Vollstreckungsleiters gemäß §§ 4, 5 FamFG die Auf-
gaben des Familiengerichts übernimmt. Die übernommenen 
familiengerichtlichen Aufgaben kann der Jugendrichter 
nach den gleichen Vorschriften wieder abgeben.

3.	 Werden nach Einleitung eines Strafverfahrens familien-
gerichtliche Maßnahmen für Jugendliche erforderlich, 
gegen die Anklage vor einem anderen Gericht erhoben ist 
oder erhoben werden soll, so sollte das Familiengericht prü-
fen, ob sich die Abgabe der familiengerichtlichen Aufgaben 
an das Jugendgericht empfiehlt, das bereits mit ihnen be-
fasst ist oder demnächst befasst werden wird.

Richtlinien zu §§ 36, 37:

1.	 Bei der Besetzung der Jugendgerichte und bei der Auswahl 
der Jugendstaatsanwälte soll in besonderem Maße auf Eig-
nung und Interesse Rücksicht genommen werden.

2.	 In der Jugendstrafrechtspflege sind besondere Erfahrungen 
notwendig, die regelmäßig erst im Laufe längerer Zeit er-
worben werden können. Ein häufiger Wechsel der Richter 
bei den Jugendgerichten und der Jugendstaatsanwälte soll 
daher vermieden werden.

3.	 Die Richter bei den Jugendgerichten und die Jugendstaats-
anwälte sollen sich regelmäßig durch die Teilnahme an 
Fortbildungsveranstaltungen oder auf andere geeignete 
Weise auf den Gebieten der Kriminologie, Pädagogik, 
Sozialpädagogik sowie der Jugendpsychologie fortbilden.

Richtlinien zu § 37a:

1.	 Die in Absatz  1 beschriebene Zusammenarbeit wird 
Jugendrichtern und Jugendstaatsanwälten empfohlen.

2.	 Bei einzelfallbezogener Zusammenarbeit ist die Zulässig-
keit des Austauschs personenbezogener Daten von allen 
Beteiligten gegenüber allen anderen beteiligten Stellen 
nach den allgemeinen und den jeweils geltenden bereichs-
spezifischen Datenschutzbestimmungen zu prüfen.

Richtlinien zu § 38:

1.	 Die Staatsanwaltschaft und das Gericht wirken darauf hin, 
dass der Bericht, in dem die Jugendgerichtshilfe ihre Er-
hebungen niederlegt, unter Verzicht auf Ausführungen 
zur Schuldfrage ein Bild von der Persönlichkeit, der Ent-
wicklung und der Umwelt der beschuldigten Person ergibt. 
Der Bericht soll angeben, auf welchen Informationen er 
beruht. Werden im Bericht nicht alle vorliegenden Infor-
mationen verarbeitet, so soll dies zum Ausdruck gebracht 
werden. Es ist anzugeben, ob Leistungen der Jugendhilfe 
in Betracht kommen (§ 52 Absatz 2 SGB VIII). Um ein ko-
ordiniertes Vorgehen sicherzustellen, wirken Staatsanwalt-
schaft und Gericht zudem darauf hin, dass sich der Bericht 
auch dazu verhält, ob und inwieweit eine andere Stelle der 
Jugendhilfe über den Tatvorwurf informiert wurde, und ob 
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und welche familiengerichtlichen Maßnahmen oder sonsti-
gen Hilfeplanungen veranlasst werden sollen bzw. worden 
sind.

2.	 Der Bericht kann auch mündlich oder telefonisch erstattet 
werden; dies gilt insbesondere für eine Stellungnahme 
nach §  38 Absatz  3 Satz  1 im Vorverfahren. Den Inhalt 
eines solchen Berichts oder einer solchen Stellungnahme 
vermerkt die Staatsanwaltschaft in den Akten, wenn der 
Bericht oder die Stellungnahme außerhalb der Hauptver-
handlung erfolgt. Bei Nichterscheinen des Jugendlichen 
zu einem Gespräch mit der Jugendgerichtshilfe kann der 
Bericht nach Aktenlage erfolgen. In derartigen Fällen wird 
eine Verzichtbarkeit der Anwesenheit der Jugendgerichts-
hilfe in einer stattfindenden Hauptverhandlung besonders 
sorgfältig zu prüfen sein.

3.	 Im Rahmen der nach § 38 Absatz 7 vorzunehmenden Ab-
wägung, ob im Einzelfall auf die Anwesenheit der Jugend-
gerichtshilfe oder auf deren Berichterstattung im Vorver-
fahren verzichtet werden kann, sollen insbesondere die 
Schwere der Tat, die voraussichtlichen Rechtsfolgen und 
das Wohl des Jugendlichen oder Heranwachsenden Be-
rücksichtigung finden. Richtlinie Nummer 5 zu § 50 ist zu 
beachten. Ein Verzicht auf die Anwesenheit in der Haupt-
verhandlung lässt das Recht der Jugendgerichtshilfe, an der 
Hauptverhandlung teilzunehmen und auf Verlangen das 
Wort zu erhalten, unberührt.

4.	 Die Verzichtsmöglichkeiten nach §  38 Absatz  7 beziehen 
sich nur auf die Pflichten der Jugendgerichtshilfe nach § 38 
Absatz 3 und Absatz 4. Andere Vorschriften zur Beteiligung 
und Mitwirkung der Jugendgerichtshilfe, etwa nach § 38 Ab-
satz 6 Satz 3, § 50 Absatz 3 Satz 1 und Satz 2, § 70 Absatz 2, 
§ 72a, sind von einem solchen Verzicht nicht betroffen.

5.	 Das Jugendgericht ist an eine Verzichtserklärung der 
Jugendstaatsanwaltschaft nach Absatz 7 nicht gebunden.

6.	 Berichte der Jugendgerichtshilfe sind zum Schutz der 
darin enthaltenen personenbezogenen Daten grundsätzlich 
von der Akteneinsicht an Personen und Stellen, die nicht 
Teil der Strafrechtspflege sind, auszuschließen. Zu diesem 
Zweck kann es angebracht sein, die Berichte gesondert zu 
führen (vgl. Nummer 186 Absatz 2 RiStBV).

Richtlinien zu §§ 39, 40, 41:

1.	 Eine Entscheidung der Jugendkammer nach § 40 Absatz 2 
kann nicht die Staatsanwaltschaft oder der Angeschuldigte, 
sondern nur der Vorsitzende des Jugendschöffengerichts 
herbeiführen. Für die Übernahme kommen namentlich 
Strafsachen in Betracht, die wegen der großen Anzahl von 
Angeschuldigten oder Zeugen von einem Berufsrichter al-
lein nicht sachgemäß erledigt werden können.

2.	 Erhebt die Staatsanwaltschaft gemäß § 41 Absatz 1 Num-
mer 4 Anklage bei der Jugendkammer, soll sie diese Ent-
scheidung begründen, sofern die Umstände nicht aus-
nahmsweise offensichtlich sind.

Richtlinien zu § 42:

1.	 Bei Verfehlungen von geringem Unrechtsgehalt, bei denen 
familiengerichtliche Maßnahmen nicht erforderlich sind, 

stellt die Staatsanwaltschaft den Antrag in der Regel bei 
dem Jugendgericht, in dessen Bezirk sich der auf freiem 
Fuß befindliche Beschuldigte zur Zeit der Erhebung der 
Anklage aufhält (§ 42 Absatz 1 Nummer 2) oder in dessen 
Bezirk der Beschuldigte ergriffen worden ist (§ 9 StPO).

2.	 Wird die Anklage im Falle des §  42 Absatz  1 Nummer  3 
nicht vor dem danach zuständigen Gericht erhoben, so über-
sendet die Staatsanwaltschaft dem für die Vollstreckung der 
Jugendstrafe zuständigen Vollstreckungsleiter eine Abschrift 
der Anklage. Nach Abschluss des Verfahrens veranlasst das 
Gericht dessen Unterrichtung über den Ausgang.

Richtlinien zu § 43:

1.	 Zur Optimierung der Verfahrensabläufe arbeitet die Staats-
anwaltschaft eng mit der Polizei und der Jugendgerichts-
hilfe zusammen. Auf § 37a Absatz 2 wird hingewiesen.

2.	 Die Ermittlungen der Staatsanwaltschaft dienen auch dem 
Ziel, eine sachgerechte Entscheidung über die Rechtsfolgen 
der Tat zu ermöglichen. Auf Nummer 17 RiStBV wird hin-
gewiesen.

3.	 Soweit erforderlich, sollen im Rahmen der Ermittlungen 
nach Absatz 1 Akten über Vorstrafen angefordert werden. 
Wichtige Aufschlüsse über die Persönlichkeit des Jugend-
lichen können auch Akten der Familiengerichte oder von 
Vollzugsanstalten, Berichte von Heimen der Jugendhilfe 
sowie Aufzeichnungen der Schule geben.

4.	 Befindet sich der Jugendliche in Untersuchungshaft, so for-
dert die Staatsanwaltschaft oder das Gericht in der Regel 
von der Einrichtung für den Vollzug einen Bericht über das 
Verhalten des Jugendlichen in der Anstalt und über seine be-
sonderen Eigenarten sowie eventuelle sonstige, für die Er-
mittlungen nach Absatz 1 relevante Erkenntnisse an. Ebenso 
ist zu verfahren, wenn der Jugendliche sich im Vollzug einer 
Jugendstrafe befindet. Ist die einstweilige Unterbringung in 
einem Heim der Jugendhilfe (§ 71 Absatz 2, § 72 Absatz 4) 
erfolgt, so soll die Heimleitung gehört werden.

5.	 Wird dem Beschuldigten Hilfe zur Erziehung in einem 
Heim oder einer vergleichbaren Einrichtung gewährt, so 
soll außer der Jugendgerichtshilfe auch die Leitung der Ein-
richtung unmittelbar um Äußerung ersucht werden.

6.	 Untersteht der Beschuldigte der Aufsicht und Leitung eines 
Bewährungshelfers oder ist für ihn ein Erziehungsbeistand 
bestellt, so soll auch dieser gehört werden, soweit dies für 
die Ermittlungen nach Absatz 1 erforderlich ist. Dies gilt 
entsprechend, wenn der Beschuldigte einem Betreuungs-
helfer unterstellt ist oder an einem sozialen Trainingskurs 
teilnimmt.

7.	 Die Untersuchung des Jugendlichen durch einen Sachver-
ständigen kann über die in § 43 Absatz 2 Satz 1 Halbsatz 2 
genannten Fälle hinaus insbesondere veranlasst sein,
a)	 wenn Grund zu der Annahme besteht, dass die Ver-

fehlung mit einer psychischen Krankheit des Jugend-
lichen zusammenhängt,

b)	 wenn der Jugendliche durch seelische, geistige oder 
körperliche Besonderheiten auffällt oder

c)	 wenn der Jugendliche ohne erkennbare Ursachen er-
heblich verwahrlost ist.
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Richtlinien zu § 44:

1.	 Hinsichtlich der Belehrung und Unterrichtung sowie der 
Art und Weise der Vernehmung wird auf §§  70a bis 70c 
verwiesen, hinsichtlich der notwendigen Verteidigung auf 
§ 68 Nummer 5 und § 70c Absatz 4.

2.	 Die Vernehmung dient vor allem dem Zweck, vor der 
Hauptverhandlung, in der sich der Jugendliche vielfach 
nicht unbefangen gibt, ein persönliches Bild von ihm zu er-
halten und dadurch auch die Prüfung der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit (§  3) zu erleichtern. Eine solche Ver-
nehmung kann auch im Verfahren gegen Jugendliche vor 
den für allgemeine Strafsachen zuständigen Gerichten 
angezeigt sein, obwohl sie dort nicht vorgeschrieben ist 
(§ 104); das gleiche gilt im Hinblick auf § 105 auch im Ver-
fahren gegen Heranwachsende (§  109). Die Vernehmung 
kann die Grundlage für die Entschließung bilden, ob eine 
Untersuchung des Jugendlichen nach §  43 Absatz  2 oder 
§  73 Absatz  1 angezeigt ist. Dies gilt auch für die Ent-
scheidung über eine Verteidigerbestellung gemäß §  68, 
wenn bei Vernehmungsbeginn eine Jugendstrafe zwar mög-
lich, aber noch nicht im Sinne überwiegender Wahrschein-
lichkeit zu erwarten ist. Ergibt sich die Erwartung während 
der Vernehmung, ist § 70c Absatz 4 zu beachten.

Richtlinien zu § 45:

1.	 Bei kleineren bis mittelschweren Verfehlungen ist stets zu 
prüfen, ob auf eine jugendstrafrechtliche Sanktion durch 
Urteil verzichtet werden kann. Soweit in den Ländern Di-
versionsrichtlinien bestehen, sind diese zu berücksichtigen.

2.	 Eine Anwendung von § 45 Absatz 1 ist insbesondere bei 
Taten erstmals auffälliger Jugendlicher zu prüfen, wenn 
es sich um jugendtypisches Fehlverhalten mit geringem 
Schuldgehalt und geringen Auswirkungen handelt, das 
über die bereits von der Entdeckung der Tat und dem Er-
mittlungsverfahren ausgehenden Wirkungen hinaus keine 
erzieherischen Maßnahmen erfordert.

3.	 Erzieherische Maßnahmen im Sinne von § 45 Absatz 2 sol-
len geeignet sein, die Einsicht des Jugendlichen in das Un-
recht der Tat und deren Folgen zu fördern. Sie können von 
den Erziehungsberechtigten, aber z. B. auch vom Jugend-
amt, der Schule oder dem Ausbilder ausgehen. Ist noch 
keine angemessene erzieherische Reaktion erfolgt, so prüft 
die Staatsanwaltschaft, ob sie – gegebenenfalls mit Unter-
stützung der Jugendgerichtshilfe – die Voraussetzungen für 
die Einstellung des Verfahrens herbeiführen kann (z. B. in-
dem sie ein erzieherisches Gespräch mit dem Jugendlichen 
führt oder ihn ermahnt oder eine Schadenswiedergut-
machung im Rahmen eines Täter-Opfer-Ausgleichs anregt). 
Erforderlich hierfür ist, dass der Beschuldigte den Tatvor-
wurf nicht ernstlich bestreitet, das Anerbieten der Staats-
anwaltschaft annimmt und die Erziehungsberechtigten und 
die gesetzlichen Vertreter nicht widersprechen.

4.	 Erwägt die Staatsanwaltschaft eine Anregung nach §  45 
Absatz 3, so unterrichtet sie die Jugendgerichtshilfe unter 
Mitteilung des Tatvorwurfs, sofern sie diese nicht schon zur 
Vorbereitung dieser Entscheidung gehört hat.

Richtlinien zu § 46:

1.	 Auf eine für den Beschuldigten verständliche Fassung der 
Anklageschrift hat die Staatsanwaltschaft besonderes Ge-
wicht zu legen. Einzelheiten über Straftaten gegen die sexuel-
le Selbstbestimmung oder kriminelle Methoden und ähnliche 
Angaben sind nur insoweit aufzunehmen, als dies unerläss-
lich ist. Ausführungen über eine mangelhafte Erziehung des 
Jugendlichen durch die Eltern sollen unterbleiben.

2.	 Wenn auch § 46 im Verfahren gegen Jugendliche vor den 
für allgemeine Strafsachen zuständigen Gerichten und im 
Verfahren gegen Heranwachsende nicht unmittelbar gilt 
(§§ 104, 109), so wird doch sein Grundgedanke auch dort 
zu beachten sein.

Richtlinie zu § 46a:

Bei der Beurteilung, ob eine Anklageerhebung vor Bericht-
erstattung dem Wohl des Jugendlichen dient, sind insbesondere 
die im konkreten Einzelfall drohenden negativen Folgen einer 
Verfahrensverlängerung zu berücksichtigen, beispielsweise die 
Verlängerung von Untersuchungshaft, besondere seelische Be-
lastungen des Jugendlichen oder etwaige Beeinträchtigungen 
seiner Ausbildungs-, Arbeits- oder Sozialbeziehungen.

Richtlinien zu § 47:

1.	 Das Gericht kann in jedem Verfahrensstadium - auch schon 
vor Eröffnung des Hauptverfahrens - prüfen, ob die Durch-
führung oder Fortsetzung einer Hauptverhandlung erforder-
lich ist oder mit Zustimmung der Staatsanwaltschaft nach 
§ 47 in Verbindung mit § 45 verfahren werden kann. Dies 
wird insbesondere in Betracht kommen, wenn inzwischen 
angemessene erzieherische Reaktionen im sozialen Umfeld 
des Jugendlichen erfolgt sind oder sich aufgrund der Ein-
schaltung der Jugendgerichtshilfe entsprechende Möglich-
keiten eröffnen. Hält die Staatsanwaltschaft aus diesen 
Gründen eine Ahndung für entbehrlich, regt sie die Ein-
stellung des Verfahrens an.

2.	 Im vereinfachten Jugendverfahren bedarf es der Zu-
stimmung der Staatsanwaltschaft zu der Einstellung des 
Verfahrens nach § 47 Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 Satz 1 in 
der mündlichen Verhandlung nicht, wenn die Staatsanwalt-
schaft an dieser nicht teilnimmt (§ 78 Absatz 2 Satz 2).

Richtlinie zu § 48:

Personen, die sich im juristischen Studium oder Vorbereitungs-
dienst befinden, sowie Personen, die in Ausbildung bei der 
Polizei oder für soziale Dienste stehen, kann die Anwesenheit 
im Allgemeinen gestattet werden.

Aus erzieherischen Gründen empfiehlt es sich nicht, Schul-
klassen oder anderen größeren Personengruppen die Teilnahme 
an der Verhandlung zu erlauben. Dies gilt auch für die Pres-
se, deren Informationsbedürfnis durch die Pressesprecher der 
Gerichte hinreichend Rechnung getragen werden kann; ent-
schließt sich der Vorsitzende dennoch, die Presse in der Haupt-
verhandlung zuzulassen, so sollte er darauf hinwirken, dass in 
den Presseberichten der Name des Jugendlichen nicht genannt, 
sein Lichtbild nicht veröffentlicht und auch jede andere Angabe 
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vermieden wird, die auf die Person des Jugendlichen hindeutet. 
Nummer 131 Absatz 2 Satz 3 RiStBV ist zu beachten.

Richtlinien zu § 50:

1.	 Im Jugendstrafverfahren ist der persönliche Eindruck, 
den das Gericht von dem Jugendlichen erhält, von ent-
scheidender Bedeutung. Eine Hauptverhandlung in Ab-
wesenheit des Angeklagten sollte deshalb nur in Erwägung 
gezogen werden, wenn es sich um eine geringfügige 
Verfehlung handelt, auf Grund des Berichts der Jugend-
gerichtshilfe ein klares Persönlichkeitsbild vorliegt und 
das Erscheinen des Jugendlichen wegen weiter Entfernung 
mit großen Schwierigkeiten verbunden ist oder wenn ge-
gebenenfalls eine Abtrennung des Verfahrens gegen den 
abwesenden Jugendlichen mit Rücksicht auf eine umfang-
reiche Beweisaufnahme unangebracht ist.

2.	 Nimmt die Staatsanwaltschaft im vereinfachten Jugendver-
fahren an der mündlichen Verhandlung nicht teil, so bedarf 
es ihrer Zustimmung zur Durchführung der Verhandlung in 
Abwesenheit des Angeklagten nicht (§ 78 Absatz 2 Satz 2).

3.	 Hinsichtlich der Ladung der Erziehungsberechtigten und 
der gesetzlichen Vertreter gemäß Absatz  2 wird auf §  67 
Absatz 5 hingewiesen. Wird auf deren Ladung verzichtet, 
muss dennoch gemäß § 67a Absatz 1 eine Mitteilung über 
Zeit und Ort der Hauptverhandlung erfolgen.

4.	 Schon vor der Hauptverhandlung sollte geprüft werden, ob es 
im Interesse des Angeklagten angezeigt ist, den in § 50 Ab-
satz 4 Satz 2 und § 48 Absatz 2 genannten Helfern und Be-
treuungspersonen im Hinblick auf die Betreuung Nachricht 
vom Hauptverhandlungstermin auch dann zu geben, wenn 
ihre Ladung nicht aus anderen Gründen erforderlich ist.

5.	 Eine Mitteilung an die Jugendgerichtshilfe nach Absatz 3 
Satz 1 ist auch erforderlich, wenn ein Berichts- oder An-
wesenheitsverzicht (§ 38 Absatz 7) erklärt wurde.

Richtlinien zu § 51:

1.	 Wegen der gegebenenfalls notwendigen Verteidigung wird 
auf § 68 Nummer 3 hingewiesen.

2.	 Der Begriff des „nicht unerheblichen Teils“ der Hauptver-
handlung ist im Interesse des Schutzes des Jugendlichen 
weit auszulegen. Er umfasst jedenfalls wichtige Teile der 
Beweisaufnahme, die über Schuld und Sanktionierung des 
Angeklagten entscheiden.

3.	 Soweit ein Ausschluss der Erziehungsberechtigten und 
der gesetzlichen Vertreter des Jugendlichen bereits zum 
Zeitpunkt der Terminierung in Betracht kommen, soll der 
Vorsitzende über die Jugendgerichtshilfe vor der Hauptver-
handlung darauf hinwirken, dass eine geeignete volljährige 
Vertrauensperson benannt wird. Von der Entpflichtung des 
Vertreters der Jugendgerichtshilfe von der Teilnahme an der 
Hauptverhandlung nach § 38 Absatz 7 soll in diesen Fällen 
abgesehen werden.

Richtlinie zu §§ 52, 52a:

Als eine andere wegen der Tat erlittene Freiheitsentziehung im 
Sinne von §§ 52, 52a Absatz 1 Satz 1 ist namentlich die Unter-

bringung in einem Heim der Jugendhilfe oder einer Anstalt 
nach § 71 Absatz 2, § 72 Absatz 4 und § 73 anzusehen.

Richtlinie zu § 53:

Hält das Gericht im Verfahren gegen Jugendliche vor den für 
allgemeine Strafsachen zuständigen Gerichten Erziehungsmaß-
regeln für erforderlich, so hat es deren Auswahl und Anordnung 
dem Familiengericht zu überlassen, selbst wenn es zugleich auf 
Jugendstrafe erkennt (§ 104 Absatz 4).

Richtlinien zu § 54:

1.	 Für die Entscheidung im Jugendstrafverfahren ist die Persön-
lichkeit des Jugendlichen von ausschlaggebender Bedeutung. 
Dies sollte sich auch in den Urteilsgründen widerspiegeln, 
zumal sie eine wertvolle Grundlage für die Erziehungsarbeit 
im Vollzug und andere spätere Maßnahmen bilden. Der Vor-
schrift, dass in den Gründen des schuldigsprechenden Urteils 
die seelische, geistige und körperliche Eigenart des Jugend-
lichen berücksichtigt werden soll, wird durch eine bloße 
Schilderung des Lebenslaufes nicht genügt. Das gilt nament-
lich für Urteile, in denen für Jugendliche eine Betreuungs-
weisung (§ 10 Absatz 1 Satz 3 Nummer 5) erteilt, Hilfe zur 
Erziehung (§  12) angeordnet, Jugendstrafe verhängt (§  17 
Absatz  2), die Schuld des Angeklagten festgestellt (§  27) 
oder in einem der genannten Fälle gegen Heranwachsende 
Jugendstrafrecht wegen mangelnder Reife (§ 105 Absatz 1 
Nummer 1) angewendet wird.

2.	 Die Verkündung des Urteils ist für die Erziehung von 
besonderer Bedeutung. Die mündliche Eröffnung der 
Urteilsgründe soll dem Wesen und dem Verständnis der 
Jugendlichen angepasst sein. Alle nicht unbedingt ge-
botenen rechtlichen Ausführungen können unterbleiben. 
Erörterungen, die für die Erziehung der Jugendlichen nach-
teilig sein können, sollten vermieden werden. Auf §  70b 
wird hingewiesen.

3.	 Soll der Jugendliche eine Ausfertigung oder eine Abschrift 
des Urteils mit Gründen erhalten (etwa nach § 35 Absatz 1 
Satz 2, § 316 Absatz 2, § 343 Absatz 2 StPO), so bestimmt 
der Vorsitzende, inwieweit ihm die schriftlichen Urteils-
gründe mitgeteilt werden. Erhält der Jugendliche nur einen 
Auszug der Gründe, so wird dies auf der Ausfertigung oder 
der Abschrift vermerkt, die für ihn bestimmt ist.

Richtlinie zu § 55:

Aus erzieherischen Gründen ist es regelmäßig erwünscht, dass 
das Jugendstrafverfahren möglichst schnell zum Abschluss 
gebracht wird. Bei der Einlegung von Rechtsmitteln zu Un-
gunsten des Angeklagten ist daher besondere Zurückhaltung 
geboten (vgl. im Übrigen die Nummern 147 ff. RiStBV).

Richtlinie zu § 56:

Von der Möglichkeit, die Teilvollstreckung einer nach §  31 
gebildeten Einheitsstrafe anzuordnen, wird nur mit Zurück-
haltung Gebrauch gemacht werden können. Es ist vor allem 
zu bedenken, ob sich bei einem Wegfall einzelner Schuldfest-
stellungen ein anderes Bild von der Persönlichkeit des Jugend-
lichen ergeben und damit die Verhängung von Jugendstrafe 
überhaupt entbehrlich werden könnte.
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Richtlinie zu § 60:

Es empfiehlt sich, die Aushändigung des Bewährungsplans und 
die Belehrung des Jugendlichen in einem gesonderten Termin 
außerhalb der Hauptverhandlung in Gegenwart der Erziehungs-
berechtigten, der gesetzlichen Vertreter und des Bewährungs-
helfers vorzunehmen.

Richtlinien zu § 61:

1.	 Von der Möglichkeit einer Vorbewährung soll Gebrauch 
gemacht werden, um bei der späteren Entscheidung noch 
ungewisse Prognosetatsachen berücksichtigen zu können. 
Die Entscheidung bedarf einer sachlichen Begründung. Die 
Vorbewährung dient nicht dazu, neue Prognosetatsachen 
zu schaffen. Ist die Sache in der Hauptverhandlung ent-
scheidungsreif, ist eine Entscheidung im Urteil zu treffen.

2.	 Das erkennende Gericht kann gemäß § 13 Absatz 3 Satz 1 
StVollstrO die Rechtskraft bereits vor Abfassung der schrift-
lichen Urteilsgründe bescheinigen und der Bewährungshilfe 
den Bewährungsbeschluss unverzüglich übersenden. Da-
durch kann im Hinblick auf die relativ kurze Bewährungs-
zeit die Umsetzung der verhängten Auflagen und Weisungen 
beschleunigt werden.

3.	 Ein Jugendarrest neben Jugendstrafe (§ 16a) kann im Vor-
behaltsurteil verhängt werden, nicht jedoch neben der spä-
ter ausgesprochenen Bewährungsentscheidung.

Richtlinien zu § 61a:

1.	 Besondere Gründe im Sinne des § 61a Absatz 1 Satz 3 kön-
nen insbesondere vorliegen, wenn sich eine positive Ent-
wicklung des Jugendlichen noch nicht verfestigt hat, mit 
erheblichen Veränderungen im Lebensumfeld des Jugend-
lichen in naher Zukunft zu rechnen ist oder ergebnisoffene 
therapeutische Interventionen noch nicht abgeschlossen sind.

2.	 Das Berufungsgericht ist auch in den Fällen für die vor-
behaltene Entscheidung zuständig, in denen es einen erst-
instanzlich erklärten Vorbehalt durch Verwerfung einer Be-
rufung bestätigt hat.

3.	 Die notwendige Beteiligung des Verteidigers, der Er-
ziehungsberechtigten und der gesetzlichen Vertreter ist zu 
beachten.

Richtlinien zu § 61b:

1.	 Das Gericht soll nur solche Weisungen und Auflagen er-
teilen, die in der Höchstfrist des § 61a erfüllbar und zumutbar 
sind. Die Verhängung eines Jugendarrests nach § 11 Absatz 3 
ist gemäß § 61b Absatz 1 Satz 1 2. Halbsatz ausgeschlossen.

2.	 Grundsätzlich ist der Jugendliche der Aufsicht und Leitung 
eines Bewährungshelfers zu unterstellen. Dies dient dazu, 
eine erfolgreiche Nutzung der Vorbewährung (mit dem Ziel 
einer positiven Bewährungsentscheidung nach Ablauf der 
Frist des § 61a) sicherzustellen.

Die Zuständigkeit der Jugendgerichtshilfe bzw. der Jugend-
hilfe nach dem SGB VIII bleibt durch die Vorbewährung 
unberührt. Während der Bewährungszeit arbeiten Jugend-
gerichtshilfe bzw. Jugendhilfe eng mit dem Bewährungshelfer 

zusammen (§ 38 Absatz 5 Satz 4). Ist kein Bewährungshelfer 
bestellt, wachen sie darüber, dass der Jugendliche Auflagen 
oder Weisungen nachkommt (§ 38 Absatz 5 Satz 1 und 2).

3.	 Bewährungshilfe und Jugendgerichtshilfe sollen bereits ab 
Rechtskraft des Urteils gezielt auf eine Resozialisierung des 
Jugendlichen hinwirken. Sie haben das Gericht unverzüg-
lich zu unterrichten, sofern sich vor Ablauf der nach § 61a 
Absatz 1 maßgeblichen Frist hinreichende Gründe für die 
Annahme ergeben, dass eine Aussetzung der Jugendstrafe 
zur Bewährung abgelehnt wird. Vor der nachträglichen Ent-
scheidung über die Aussetzung der Jugendstrafe soll das 
Gericht regelmäßig Berichte der Jugendgerichtshilfe und 
der Bewährungshilfe einholen.

4.	 Nach § 16a angeordneter und verbüßter Jugendarrest ist ge-
mäß § 61b Absatz 4 Satz 3 in Verbindung mit § 26 Absatz 3 
Satz 3 anzurechnen.

5.	 Vor der Ablehnung der Aussetzung der Jugendstrafe zur 
Bewährung sind der Jugendliche sowie der Erziehungs-
berechtigte und der gesetzliche Vertreter zu hören.

Richtlinien zu § 66:

1.	 Liegen die Voraussetzungen des Absatz 1 vor, ist eine ge-
richtliche Entscheidung herbeizuführen. Das Gericht kann 
von der einheitlichen Festsetzung von Maßnahmen oder 
Jugendstrafe absehen (§ 31 Absatz 3).

2.	 Die Staatsanwaltschaft beantragt die Durchführung einer 
Hauptverhandlung nach Absatz  2 vor allem dann, wenn 
zu erwarten ist, dass die ergänzende Entscheidung von den 
früheren Entscheidungen erheblich abweicht.

Richtlinien zu § 67:

1.	 In der Hauptverhandlung wirkt die Staatsanwaltschaft 
darauf hin, dass auch den Erziehungsberechtigten und 
gesetzlichen Vertretern stets von Amts wegen das letzte 
Wort erteilt wird.

2.	 Die Voraussetzungen des Anwesenheitsrechts nach Ab-
satz  3 Satz  1 werden gemäß Absatz  3 Satz  2 vermutet, 
wenn keiner der in Satz  2 genannten Ausschlussgründe 
vorliegt. Trotz deren Nichtvorliegens können im Einzelfall 
die Voraussetzungen des Absatz 3 Satz 1 zu verneinen sein. 
Im Hinblick auf Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 ist – unter Be-
achtung von Artikel 6 Absatz 2 GG – auch der Wille des 
Jugendlichen zu berücksichtigen.

3.	 Die Angemessenheit der Frist in § 67 Absatz 3 Satz 3 be-
stimmt sich im Einzelfall unter Abwägung des Wohls des 
Jugendlichen und verfahrensbezogener Erfordernisse. 

Richtlinien zu § 67a:

1.	 Die Unterrichtung erfolgt durch die zum jeweiligen Zeit-
punkt das Verfahren führende Stelle.

2.	 Eine bestimmte Form der Unterrichtung ist gesetzlich nicht 
vorgesehen. Erfolgt die Unterrichtung nicht schriftlich oder 
ergänzend mündlich oder in anderer Weise, sollte dies akten-
kundig gemacht werden; siehe auch § 67a Absatz 2, § 70a 
Absatz 5. Auf die Richtlinie zu § 70a wird hingewiesen.
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Richtlinien zu §§ 68, 68a, 68b:

1.	 In den Fällen des §  68 Nummer  1 in Verbindung mit 
§ 140 Absatz 2 StPO sind das Alter und die Reife des Be-
schuldigten zu berücksichtigen. Im Hinblick auf dessen 
geringere Lebenserfahrung wird allgemein eher die Bei-
ordnung eines Pflichtverteidigers erforderlich sein als im 
Verfahren gegen einen Erwachsenen.

2.	 In den Fällen des §  68 Nummer  5 sind die genannten 
Rechtsfolgen zu erwarten, wenn sie, unter Heranziehung 
erreichbarer prognoserelevanter Erkenntnisquellen, ge-
gebenenfalls auch Einholung von Registerauskünften, 
wahrscheinlicher werden als eine andere Sanktionierung.

3.	 Die Staatsanwaltschaft ist gehalten, regelmäßig zu prüfen, 
ob ein Fall der notwendigen Verteidigung vorliegt. Be-
jahendenfalls soll sie auf eine möglichst frühzeitige Ver-
teidigerbestellung hinwirken. Eine besondere Regelung 
zum spätesten Zeitpunkt der Verteidigerbestellung enthält 
§ 68a Absatz 1 Satz 1, Absatz 2, mit begrenzten Ausnahmen 
in § 68a Absatz 1 Satz 2 und in § 68b. Im Übrigen gelten für 
den Bestellungszeitpunkt über § 2 Absatz 2 die allgemeinen 
Bestimmungen des § 141 StPO, mit Ausnahme von § 141 
Absatz 2 Satz 2 StPO (§ 68a Absatz 2).

4.	 Vor der Pflichtverteidigerbestellung sind der Jugendliche 
sowie die Erziehungsberechtigten und die gesetzlichen Ver-
treter zu hören.

Richtlinien zu § 70:

1.	 Eine Benachrichtigung der Schule ist in der Regel angezeigt, 
wenn Interessen der Schule berührt sind. Dies ist vornehm-
lich bei schwerwiegenden Straftaten wie Drogen-, Waffen-, 
Sexual- oder Gewaltdelikten bzw. bei Straftaten im unmittel-
baren Zusammenhang mit dem Schulbetrieb oder zum Nach-
teil anderer Schüler oder des Lehrkörpers gegeben. Stets ist 
zwischen der Gefahr einer unnötigen Stigmatisierung des 
Jugendlichen und einem - entsprechend ihrem Aufgaben-
bereich möglicherweise berechtigten - Interesse der Schule 
an einer Benachrichtigung abzuwägen. Etwaige landesspezi-
fische Regelungen über die Zusammenarbeit von Schule, 
Polizei und Justiz sind zu beachten.

2.	 Eine Mitteilung an das Familiengericht ist in der Regel an-
gezeigt, wenn sich aus den Informationen familiengericht-
licher Handlungsbedarf ergeben könnte.

3.	 Die Jugendstaatsanwaltschaft leitet Mitteilungen des 
Familiengerichts an das zuständige Jugendgericht wei-
ter, wenn dort andere Straf- oder Vollstreckungsverfahren 
gegen den Beschuldigten anhängig sind, soweit diese Daten 
aus ihrer Sicht für diese Verfahren erforderlich sind.

4.	 Auf die Regelungen in den Nummern 31 bis 33 MiStra wird 
hingewiesen.

Richtlinie zu § 70a:

Bei der Erfüllung der in § 70a aufgestellten Informations- und 
Unterrichtungspflichten können folgende bundeseinheitlich er-
arbeitete Merkblätter bzw. Belehrungsformulare genutzt werden:
a)	 Merkblatt „Informationen über die Grundzüge eines 

Jugendstrafverfahrens“,

b)	 Beschuldigtenbelehrung nach § 136 Absatz 1 StPO, §§ 70a, 
70b, 109 Absatz 1 JGG,

c)	 Belehrung von aufgrund eines Haftbefehls festgenommenen 
Personen im Jugendstrafverfahren,

d)	 Belehrung von vorläufig festgenommenen Personen im 
Jugendstrafverfahren,

e)	 Belehrung von aufgrund eines Unterbringungsbefehls oder 
Sicherungsunterbringungsbefehls festgenommenen Perso-
nen im Jugendstrafverfahren,

f)	 Belehrung von zur Identitätsfeststellung festgehaltenen 
Personen im Jugendstrafverfahren.

Richtlinien zu § 70b:

1.	 Die in der Richtlinie zu §  70a aufgeführten Belehrungs-
formulare stehen in verschiedenen Sprachen zur Verfügung. 
Den Beschuldigten und ihren gesetzlichen Vertretern sollen 
diese möglichst auch in ihrer Muttersprache übergeben 
werden.

2.	 Vor der Vernehmung müssen sich die Vernehmungs-
personen vergewissern, dass die Beschuldigten und ihre 
anwesenden Erziehungsberechtigten und gesetzlichen Ver-
treter den Inhalt ihrer Rechte verstanden haben.

Richtlinien zu § 71:

1.	 Vor Erlass einer vorläufigen Anordnung über die Erziehung 
sind die Staatsanwaltschaft (§ 33 Absatz 2 StPO) und die 
Jugendgerichtshilfe (§ 38 Absatz 6) sowie regelmäßig die 
Erziehungsberechtigten und die gesetzlichen Vertreter (§ 33 
Absatz 3 StPO in Verbindung mit § 67 Absatz 1) zu hören. 
Von der Anhörung der Erziehungsberechtigten bzw. der 
gesetzlichen Vertreter kann abgesehen werden, wenn die 
Anordnung dem Zweck der Untersuchungshaftvermeidung 
dient (§ 72 Absatz 4 Satz 1) oder wenn die vorherige An-
hörung den Zweck der Anordnung gefährden würde (§ 33 
Absatz 4 Satz 1 StPO). In diesem Fall kann eine nachträg-
liche Anhörung angezeigt sein. Der Beschluss über die vor-
läufige Anordnung ist zu begründen (§ 34 StPO).

2.	 Der einstweiligen Unterbringung in einem geeigneten 
Heim der Jugendhilfe kommt besondere Bedeutung zu, 
wenn die Voraussetzungen für den Erlass eines Haftbefehls 
gemäß §§ 112 ff. StPO vorliegen (§ 72 Absatz 4 Satz 1). 
Ist die Maßnahme durchführbar und reicht sie aus, so darf 
Untersuchungshaft nicht angeordnet oder vollzogen wer-
den (§ 72 Absatz 1 Satz 1 und 3). Staatsanwaltschaft und 
Gericht sollten deshalb frühzeitig prüfen, ob ein geeignetes 
Heim zur Verfügung steht und gegebenenfalls mit der Lei-
tung der Einrichtung in Verbindung treten. Die Jugend-
gerichtshilfe ist heranzuziehen. Auf § 72a und die Richt-
linien dazu wird ergänzend hingewiesen.

3.	 Ist ein Haftbefehl bereits erlassen und stellt sich nachträg-
lich heraus, dass die Unterbringung möglich ist, so kann 
der Haftbefehl durch einen Unterbringungsbefehl ersetzt 
werden.

4.	 Der Unterbringungsbefehl nach §  71 Absatz  2 sollte ins-
besondere durch einen Haftbefehl ersetzt werden, wenn 
sich die einstweilige Unterbringung als undurchführbar 
oder ungeeignet erweist und die Haftvoraussetzungen fort-
bestehen (§ 72 Absatz 4 Satz 2).
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Richtlinien zu § 72:

1.	 Das Verfahren gegen verhaftete Jugendliche soll durch Er-
mittlungen gegen Mitbeschuldigte oder durch kommissa-
rische Zeugenvernehmungen nicht verzögert werden. Er-
forderlichenfalls ist das Verfahren abzutrennen.

2.	 Werden Jugendliche an einem Ort ergriffen, der weder ihr 
gewöhnlicher Aufenthaltsort ist noch zum Bezirk des Ge-
richts gehört, dem die familiengerichtlichen Erziehungs-
aufgaben obliegen, so veranlasst die Staatsanwaltschaft 
in der Regel unverzüglich, dass die Jugendlichen durch 
Einzeltransport dem Gericht überstellt werden, das für die 
familiengerichtlichen Erziehungsaufgaben zuständig ist. 
Gleichzeitig beantragt sie beim bisherigen Haftrichter, dass 
dieser seine Aufgaben auf das Gericht überträgt, das die 
familiengerichtlichen Erziehungsaufgaben wahrzunehmen 
hat.

3.	 Zur einstweiligen Unterbringung in einem Heim der 
Jugendhilfe wird auf die Richtlinien zu § 71 hingewiesen.

4.	 Wegen des Vollzugs der Untersuchungshaft wird auf die er-
gänzenden landesgesetzlichen Regelungen hingewiesen.

Richtlinie zu § 72a:

Staatsanwaltschaft und Gericht tragen dafür Sorge, dass die 
Jugendgerichtshilfe und, sofern der Inhaftierte unter Be-
währungsaufsicht steht, der Bewährungshelfer so früh wie mög-
lich, gegebenenfalls durch die Polizei, unterrichtet wird. Ist ge-
mäß § 128 StPO eine Vorführung zu erwarten, so teilen sie der 
Jugendgerichtshilfe auch Ort und Termin der Vorführung mit.

Richtlinie zu § 72b:

Auf die allgemeine Vorschrift des § 119 Absatz 4 StPO wird 
hingewiesen.

Richtlinien zu § 73:

1.	 Die Staatsanwaltschaft beantragt die Unterbringung zur 
Vorbereitung eines Gutachtens über den Entwicklungsstand 
von Jugendlichen nur, wenn die Bedeutung der Strafsache 
diese schwerwiegende Maßnahme rechtfertigt und eine 
Untersuchung nach § 43 Absatz 2 nicht ausreicht. Darüber 
hinaus sind die Nummern 61 ff. RiStBV zu beachten.

2.	 Dem Beschuldigten, der keinen Verteidiger hat, ist ein sol-
cher zu bestellen (§ 68 Nummer 4).

Richtlinien zu § 74:

1.	 Kosten und Auslagen werden Jugendlichen nur aufzu-
erlegen sein, wenn anzunehmen ist, dass sie aus Mitteln 
bezahlt werden, über die sie selbständig verfügen können, 
und wenn ihre Auferlegung aus erzieherischen Gründen an-
gebracht erscheint. Reichen die Mittel der Jugendlichen zur 
Bezahlung sowohl der Kosten als auch der Auslagen nicht 
aus, so können ihnen entweder nur die Kosten oder nur die 
Auslagen oder ein Teil davon auferlegt werden.

2.	 Eine Entscheidung über die Kosten und Auslagen wird 
auch bei der Ergänzung rechtskräftiger Entscheidungen 
nach §  66 getroffen. Wenn in einer einbezogenen Ent-

scheidung (§ 31 Absatz 2, § 66) von der Ermächtigung des 
§ 74 kein Gebrauch gemacht worden ist, kann in der neuen 
Entscheidung ausgesprochen werden, dass es insoweit bei 
der früheren Kostenentscheidung verbleibt. Das wird sich 
besonders dann empfehlen, wenn auf Grund der früheren 
Kostenentscheidung bereits Kosten oder Auslagen ein-
gezogen worden sind.

3.	 Hinsichtlich der Berechnung der Gerichtsgebühren wird 
auf die Vorbemerkung 3.1 der Anlage  1 zu §  3 Absatz  2 
GKG hingewiesen. Bei der Einbeziehung einer Strafe nach 
§  31 Absatz  2 oder bei Ergänzung rechtskräftiger Ent-
scheidungen nach § 66 ist bei der Berechnung der Gerichts-
gebühren Absatz 5 dieser Vorbemerkung zu beachten.

4.	 Zu den Auslagen des Verfahrens gehören auch die Kos-
ten einer einstweiligen Unterbringung in einem Heim der 
Jugendhilfe (§ 71 Absatz 2, § 72 Absatz 4) und einer Unter-
bringung zur Beobachtung (§ 73).

5.	 Die Kosten, die Jugendlichen dadurch entstehen, dass sie 
einer ihnen erteilten Weisung (§  10) oder Auflage (§  15) 
nachkommen, gehören nicht zu den Kosten und Auslagen 
im Sinne des § 74. Sie werden von ihnen selbst oder von 
für sie leistungspflichtigen oder leistungsbereiten Dritten 
getragen. Auf die Richtlinie Nummer 6 zu § 10 wird hin-
gewiesen.

Richtlinien zu § 76:

1.	 Liegen die Voraussetzungen des § 76 Satz 1 vor, ist eine 
umfangreiche Beweisaufnahme nicht erforderlich und 
kommt ein Absehen von der Verfolgung nach § 45 nicht in 
Betracht, so stellt die Staatsanwaltschaft in aller Regel An-
trag auf Entscheidung im vereinfachten Jugendverfahren.

2.	 Die Staatsanwaltschaft wird den Antrag im Allgemeinen 
schriftlich stellen, um dem Jugendrichter eine einwandfreie 
Grundlage für seine Entscheidung nach § 77 Absatz 1 und 
für das spätere Urteil zu geben. Ein schriftlicher Antrag ist 
besonders dann angebracht, wenn die Staatsanwaltschaft an 
der mündlichen Verhandlung nicht teilnehmen will. In dem 
Antrag werden die dem Beschuldigten zur Last gelegte Tat 
und das anzuwendende Strafgesetz bezeichnet.

Richtlinie zu § 77:

Hält der Jugendrichter eine richterliche Ahndung der Tat für 
entbehrlich, so kann er nach § 47 verfahren. In der mündlichen 
Verhandlung bedarf es hierzu der Zustimmung der Staats-
anwaltschaft nicht, wenn diese an der Verhandlung nicht teil-
nimmt (§ 78 Absatz 2 Satz 2).

Richtlinie zu § 78:

Für die rechtzeitige, notfalls fernmündliche Benachrichtigung 
der Jugendgerichtshilfe vom Verfahren und vom Verhandlungs-
termin sollte stets Sorge getragen werden.

Richtlinie zu § 79:

Wegen des Strafbefehls und des beschleunigten Verfahrens 
gegen Heranwachsende wird auf die Richtlinien Nummer 2 und 
4 zu § 109 hingewiesen.
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Richtlinien zu § 80:

1.	 Gründe der Erziehung können die Verfolgung eines Privat-
klagedeliktes namentlich dann erfordern, wenn Jugend-
liche wiederholt oder schwere Straftaten begangen haben 
und eine Ahndung zur Einwirkung auf sie geboten ist oder 
wenn Art und Ausführung der Tat oder die Persönlichkeit 
des Jugendlichen erzieherische Einwirkung erforderlich er-
scheinen lassen, um der künftigen Begehung von Straftaten 
entgegenzuwirken.

2.	 Ein berechtigtes, dem Erziehungszweck nicht entgegen-
stehendes Interesse des Verletzten an der Verfolgung ist in 
der Regel anzunehmen, wenn der Geschädigte erhebliche 
materielle oder immaterielle Schäden erlitten hat.

3.	 Für die Widerklage bleibt das mit der Privatklage befasste 
Gericht zuständig. Gegen den jugendlichen Widerbeklagten 
kann das für allgemeine Strafsachen zuständige Gericht nur 
Zuchtmittel (§  13) selbst verhängen; hält es Erziehungs-
maßregeln für erforderlich, so verfährt es nach § 104 Ab-
satz 4 Satz 1.

Richtlinie zu § 81:

Es kann erzieherisch geboten sein, den Jugendlichen zur 
Wiedergutmachung des Schadens zu veranlassen. Auf die 
Möglichkeiten des Täter-Opfer-Ausgleichs (§  10 Absatz  1 
Satz 3 Nummer 7) und der Schadenswiedergutmachung (§ 15 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1) wird hingewiesen.

Richtlinien zu §§ 82 bis 85:

I. Zuständigkeit zur Vollstreckung

1.	 Bei der Vollstreckung von Erziehungsmaßregeln und 
Zuchtmitteln - mit Ausnahme des Jugendarrestes (vgl. § 85 
Absatz 1 zur notwendigen Abgabe der Vollstreckung) - ist 
Vollstreckungsleiter bei Entscheidungen
a)	 eines Jugendrichters der erkennende Jugendrichter 

(§ 82 Absatz 1, § 84 Absatz 1),
b)	 eines Jugendschöffengerichts der diesem vorsitzende 

Jugendrichter (§ 82 Absatz 1, § 84 Absatz 1),
c)	 eines Bezirksjugendgerichts der Bezirksjugendrichter 

(§ 82 Absatz 1, § 84 Absatz 1, § 33 Absatz 3),
d)	 einer Jugendkammer der Jugendrichter des Amts-

gerichts, dem die familiengerichtlichen Erziehungs-
aufgaben obliegen (§ 82 Absatz 1, § 84 Absatz 2, § 34 
Absatz 3) und

e)	 eines Erwachsenengerichts der Jugendrichter des Amts-
gerichts, dem die familiengerichtlichen Erziehungsauf-
gaben obliegen (§ 82 Absatz 1, § 84 Absatz 2, § 34 Ab-
satz 3).

2.	 Bei der Vollstreckung von Jugendarrest sind für die Zu-
ständigkeit §  85 Absatz  1, §  90 Absatz  2 Satz  2 und ge-
gebenenfalls landesspezifische Regelungen zu beachten.

3.	 Bei Verurteilung zu einer Jugendstrafe ist Vollstreckungs-
leiter
a)	 bei Aussetzung der Vollstreckung zur Bewährung und 

vor Aufnahme des Verurteilten in die Einrichtung für 
den Vollzug der Jugendstrafe der Jugendrichter, der 
oder unter dessen Vorsitz das Jugendschöffengericht 
im ersten Rechtszug erkannt hat, bei Entscheidungen 

einer Jugendkammer oder eines Erwachsenengerichts 
der Jugendrichter des Amtsgerichts, dem die familien-
gerichtlichen Erziehungsaufgaben obliegen (§  82 Ab-
satz 1, § 84 Absatz 1 und 2, § 34 Absatz 3),

b)	 im Falle einer zu vollstreckenden Jugendstrafe nach 
Aufnahme des Verurteilten in die Einrichtung für den 
Vollzug der Jugendstrafe der Jugendrichter des Amts-
gerichts, in dessen Bezirk die Einrichtung liegt (§ 82 
Absatz 1, § 85 Absatz 2 Satz 1) bzw. dessen Zuständig-
keit durch Rechtsverordnung oder Ländervereinbarung 
bestimmt wurde (§ 82 Absatz 1, § 85 Absatz 2 Satz 2 
und 3 und Absatz 3).

4.	 Von der Zuständigkeit in Ziffer  3 unberührt bleiben die 
weiteren Entscheidungen, die in Folge der Strafaussetzung 
zur Bewährung erforderlich werden (z. B. Änderung von 
Bewährungsauflagen oder -weisungen). Auf die Zuständig-
keitsregelung in § 58 Absatz 3 wird hingewiesen.

5.	 In den Fällen der Vorbewährung (§ 61) und der Aussetzung 
der Verhängung der Jugendstrafe (§ 27) verbleibt es bis zu 
der dabei vorbehaltenen Entscheidung bei der Zuständig-
keit des erkennenden Gerichts (§ 61b Absatz 1 Satz  6 in 
Verbindung mit § 58 Absatz 3 Satz 1; § 62 Absatz 4 in Ver-
bindung mit § 58 Absatz 3 Satz 1).

6.	 Bei der Vollstreckung von Maßregeln der Besserung und 
Sicherung in Form von
a)	 Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus 

(§ 61 Nummer 1 StGB) ist Vollstreckungsleiter
aa) in Fällen der Aussetzung der Unterbringung zur Be-
währung der Jugendrichter, unter dessen Vorsitz das 
Jugendschöffengericht im ersten Rechtszug erkannt hat, 
bei Entscheidungen einer Jugendkammer oder eines Er-
wachsenengerichts der Jugendrichter des Amtsgerichts, 
dem die familiengerichtlichen Erziehungsaufgaben ob-
liegen (§ 82 Absatz 1, § 84 Absatz 1 und 2, § 34 Absatz 3),
bb) vor Aufnahme des Verurteilten in die Einrichtung 
für den Vollzug der Unterbringung der Jugendrichter, 
unter dessen Vorsitz das Jugendschöffengericht im 
ersten Rechtszug erkannt hat, bei Entscheidungen 
einer Jugendkammer oder eines Erwachsenengerichts 
der Jugendrichter des Amtsgerichts, dem die familien-
gerichtlichen Erziehungsaufgaben obliegen (§  82 Ab-
satz 1, § 84 Absatz 1 und 2, § 34 Absatz 3),
cc) nach Aufnahme des Verurteilten in die Einrichtung 
für den Vollzug der Unterbringung der Jugendrichter 
des Amtsgerichts, in dessen Bezirk die Einrichtung 
liegt (§ 82 Absatz 1, § 85 Absatz 2 Satz 1, Absatz 4) 
bzw. dessen Zuständigkeit durch Rechtsverordnung be-
stimmt wurde (§ 82 Absatz 1, § 85 Absatz 2 Satz 2 und 
3 und Absatz 4).

b)	 Unterbringung in einer Entziehungsanstalt (§  61 
Nummer 2 StGB)
aa) in Fällen der Aussetzung der Unterbringung zur 
Bewährung der Jugendrichter, der oder unter dessen 
Vorsitz das Jugendschöffengericht im ersten Rechtszug 
erkannt hat, bei Entscheidungen einer Jugendkammer 
oder eines Erwachsenengerichts der Jugendrichter 
des Amtsgerichts, dem die familiengerichtlichen Er-
ziehungsaufgaben obliegen (§  82 Absatz  1, §  84 Ab-
satz 1 und 2, § 34 Absatz 3);
bb) vor Aufnahme des Verurteilten in die Entziehungs-
anstalt der Jugendrichter, der oder unter dessen Vorsitz 
das Jugendschöffengericht im ersten Rechtszug erkannt 



112� JMBl.

hat, bei Entscheidungen einer Jugendkammer oder 
eines Erwachsenengerichts der Jugendrichter des Amts-
gerichts, dem die familiengerichtlichen Erziehungsauf-
gaben obliegen (§ 82 Absatz 1, § 84 Absatz 1 und 2, 
§ 34 Absatz 3),
cc) nach Aufnahme des Verurteilten in die Entziehungs-
anstalt der Jugendrichter des Amtsgerichts, in dessen 
Bezirk die Einrichtung liegt (§ 82 Absatz 1, § 85 Ab-
satz 2 Satz 1 und Absatz 4) bzw. dessen Zuständigkeit 
durch Rechtsverordnung bestimmt wurde (§  82 Ab-
satz 1, § 85 Absatz 2 Satz 2 und 3 und Absatz 4),

c)	 Sicherungsverwahrung
nach §  7 Absatz  2 und 4 ist Vollstreckungsbehörde 
die Staatsanwaltschaft, sofern der Verurteilte das 21. 
Lebensjahr vollendet hat (§ 82 Absatz 3, §§ 463, 451 
StPO), im Übrigen der Jugendrichter des Amtsgerichts, 
dem die familiengerichtlichen Erziehungsaufgaben ob-
liegen (§§ 82 Absatz 1, 84 Absatz 1 und 2, 34 Absatz 3),

d)	 Führungsaufsicht und Entziehung der Fahrerlaubnis
gelten die allgemeinen Vorschriften über die Zuständig-
keit (vgl. die Ausführungen zu I. Nummer 1).

7.	 Bei der Vollstreckung von Entscheidungen gegen Heran-
wachsende,
a)	 die nach Jugendstrafecht verurteilt worden sind, gelten 

die Nummern 1 bis 6 entsprechend (§ 110 Absatz 1)
b)	 die nach Allgemeinem Strafrecht verurteilt worden 

sind, ist Vollstreckungsbehörde die Staatsanwaltschaft 
(§ 451 StPO).

II. Stellung des Vollstreckungsleiters und Entscheidungen im 
Vollstreckungsverfahren

1.	 Der Jugendrichter nimmt als Vollstreckungsleiter Justizver-
waltungsaufgaben wahr, soweit seine Entscheidungen nicht 
jugendrichterliche Entscheidungen nach § 83 Absatz 1 und 
§ 112c Absatz 1 sind. Hinsichtlich dieser Entscheidungen 
unterliegt er der Dienstaufsicht und ist daher weisungs-
gebunden. Auf § 21 Absatz 1 Nummer 1 StVollstrO wird 
hingewiesen.

2.	 Handelt es sich bei den Entscheidungen des Vollstreckungs-
leiters um Justizverwaltungsakte, ist grundsätzlich der 
Rechtsweg nach §§  23 ff. EGGVG gegeben. Ausnahmen 
bestehen allerdings für die in den § 458 Absatz 1 und 2, 
§ 462 Absatz 1 StPO genannten vollstreckungsrechtlichen 
Verwaltungsentscheidungen. Über Einwendungen gegen 
diese entscheidet das Gericht des ersten Rechtszuges. War 
allerdings der Vollstreckungsleiter an der Entscheidung des 
erstinstanzlichen Gerichts beteiligt, ist für die Entscheidung 
über die Einwendungen die Jugendkammer zuständig (§ 83 
Absatz 2 Nummer 1).

3.	 Handelt es sich bei den Entscheidungen des Vollstreckungs-
leiters um jugendrichterliche Entscheidungen (§  83 Ab-
satz  1, §  112c Absatz  2 in Verbindung mit Absatz  1), ist 
für Einwendungen gegen diese der Jugendrichter anstelle 
der Strafvollstreckungskammer als Vollstreckungsleiter 
nach § 82 Absatz 1 Satz 2 zuständig. Eine Ausnahme be-
steht dann, wenn dieser in Wahrnehmung der Aufgaben 
der Strafvollstreckungskammer über seine eigene voll-
streckungsrechtliche Anordnung zu entscheiden hätte 
(§ 83 Absatz 2 Nummer 2). In diesen Fällen ist die Jugend-
kammer zuständig.

4.	 Gegen die in Nummer 2 Satz 2 und Nummer 3 genannten 
gerichtlichen Entscheidungen ist die sofortige Beschwerde 
zulässig (§ 83 Absatz 3 Satz 1).

III. Allgemeines zur Vollstreckung

1.	 Die Vollstreckung ist wegen des Beschleunigungsgebots 
zeitnah einzuleiten.

2.	 Vor und während der Vollstreckung von Weisungen, Auf-
lagen und Jugendarrest soll der Vollstreckungsleiter prü-
fen, ob der Erziehungsgedanke die Vollstreckung noch er-
fordert. Gegebenenfalls sind die Maßnahmen aufzuheben 
bzw. ist von ihrer Vollstreckung abzusehen (§ 11 Absatz 2, 
§ 15 Absatz 3 und § 87 Absatz 3).

3.	 Hat ein Mitangeklagter gegen die Verurteilung wegen einer 
Tat, an der der rechtskräftig Verurteilte nach den Urteils-
feststellungen beteiligt war, Revision eingelegt, so ist dem 
Vollstreckungsheft eine Abschrift der Revisionsbegründung 
beizufügen oder nachzusenden. Auf die Beachtung von 
§ 19 StVollstrO und § 357 StPO wird hingewiesen.

4.	 Wird die Teilvollstreckung einer Einheitsstrafe nach § 56 
angeordnet, so werden dem Vollstreckungsleiter unverzüg-
lich nach Eintritt der Rechtskraft des Beschlusses je zwei 
beglaubigte Abschriften des vollständigen Urteils und des 
Beschlusses übersandt.

5.	 Auch hinsichtlich der dem Rechtspfleger übertragenen Ge-
schäfte der Vollstreckung bleibt der Vollstreckungsleiter für 
die Vollstreckung insgesamt verantwortlich.

IV. Ergänzende Richtlinien für die Vollstreckung von Weisun-
gen, Auflagen und Hilfen zur Erziehung

1.	 Bei der Vollstreckung von Weisungen oder Auflagen wird 
der Jugendgerichtshilfe oder in Bewährungsfällen (§§ 21, 
27, 57) dem Bewährungshelfer eine beglaubigte Abschrift 
des Urteils mit dem Ersuchen übersandt, die Befolgung der 
Weisungen bzw. Erfüllung der Auflagen zu überwachen, 
erhebliche Zuwiderhandlungen mitzuteilen (§ 38 Absatz 5 
Satz 2) und gegebenenfalls eine Änderung oder Aufhebung 
der Weisungen oder Auflagen (§  11 Absatz  2, §  15 Ab-
satz 3) anzuregen.

2.	 Bei der Vollstreckung von Hilfe zur Erziehung im Sinne 
von § 12 übersendet der Vollstreckungsleiter die Strafakten 
mit der Bescheinigung der Rechtskraft des Urteils dem zu-
ständigen Familiengericht (§ 82 Absatz 2).

V. Ergänzende Richtlinien für die Vollstreckung von Jugend-
arrest

1.	 Bei der Vollstreckung von Jugendarrest übersendet der zu-
nächst zuständige Vollstreckungsleiter unmittelbar nach 
Eintritt der Rechtskraft des Urteils dem zuständigen Voll-
streckungsleiter die Strafakten mit der Bescheinigung der 
Rechtskraft des Urteils. Falls die Akten zunächst noch nicht 
entbehrlich sind, leitet er diesem ein Vollstreckungsheft zu. 
Etwaige landesspezifische Regelungen sind zu beachten.

2.	 In Fällen des Jugendarrests neben Jugendstrafe (§  16a) 
ist das Verfahren bei der Übersendung der Akten an den 
Vollstreckungsleiter als besonders eilbedürftig zu kenn-
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zeichnen, weil in diesen Fällen drei Monate nach Eintritt 
der Rechtskraft nicht mehr mit dem Vollzug des Arrestes 
begonnen werden darf (§ 87 Absatz 4 Satz 2).

3.	 Der Vollstreckungsleiter lädt auf freiem Fuße befindliche 
Verurteilte unter Einhaltung einer angemessenen Frist zum 
Antritt des Jugendarrestes. Im Hinblick auf eine mög-
liche spätere Zuführung zum Arrest sollte die Ladung mit 
Postzustellungsurkunde erfolgen. Bei der Festsetzung der 
Antrittszeit sind die Schul-, Ausbildungs- und Berufs-
verhältnisse der Verurteilten (insbesondere Ferien- und 
Urlaubszeiten) sowie die Verkehrsverhältnisse zu berück-
sichtigen. Bei nachträglichem Bekanntwerden soll die 
Arrestzeit angepasst werden.

Nichtdeutsche Jugendliche sind spätestens bei Arrestan- 
tritt zu befragen, ob sie die unverzügliche Benachrichtigung 
des Konsulats wünschen (Artikel 36 des Wiener Überein-
kommens über konsularische Beziehungen vom 24. April 
1963 – WÜK).

Zugleich mit der Ladung sind die Erziehungsberechtigten 
und die gesetzlichen Vertreter, in Fällen der Hilfe zur Er-
ziehung nach § 34 SGB VIII auch das Jugendamt, von der 
Ladung zu benachrichtigen und zu ersuchen, für den recht-
zeitigen Antritt des Jugendarrestes zu sorgen.

4.	 Folgen Verurteilte der Ladung zum Antritt des Jugend-
arrestes ohne genügende Entschuldigung nicht, veranlasst 
der Vollstreckungsleiter, dass sie dem Vollzug zugeführt wer-
den. Für die Zwangszuführung kann sich der Vollstreckungs-
leiter der Hilfe der Polizei oder anderer geeigneter Stellen be-
dienen. Die Polizei ist auf die Dringlichkeit der Vorführung 
- insbesondere in den Fällen, in denen Jugendarrest neben 
Jugendstrafe vollstreckt werden soll - und die strikte Tren-
nung von Arrestanten und Strafgefangenen hinzuweisen. 
Insbesondere ist mitzuteilen, dass eine Beförderung im Ge-
fangenensammeltransport nicht in Betracht kommt.

5.	 Bei der Vollstreckung von Jugendarrest neben Jugendstrafe 
(§  16a) hält der Vollstreckungsleiter bereits während des 
Vollzuges engen Kontakt zu dem Bewährungshelfer, um 
dem Verurteilten den Übergang in die Bewährungszeit zu 
erleichtern. Er hat das Gericht, das die Bewährungsaufsicht 
führt, über das Verhalten des Verurteilten im Vollzug schrift-
lich zu unterrichten. Der Vollstreckungsleiter hat dafür Sorge 
zu tragen, dass die Erfassung der Verhängung von Jugend-
arrest neben Jugendstrafe statistisch ordnungsgemäß erfolgt.

6.	 Im Übrigen wird auf die in den Ländern geltenden Vor-
schriften zum Vollzug des Jugendarrests verwiesen.

VI. Ergänzende Richtlinien für die Vollstreckung von Jugend-
strafe

1.	 Nach Eintritt der Rechtskraft des Urteils veranlasst der 
Vollstreckungsleiter (vgl. Nummer I. 3.) die Ladung des auf 
freiem Fuß befindlichen Verurteilten zum Strafantritt bzw. 
die Einweisung des in Untersuchungshaft befindlichen oder 
einstweilen untergebrachten Verurteilten (§  71 Absatz  2, 
§ 72 Absatz 4) in die für den Vollzug der Jugendstrafe zu-
ständige Einrichtung.

2.	 Der Umstand, dass das Urteil noch nicht mit den Gründen 
bei den Akten ist, rechtfertigt einen Aufschub der Voll-

streckung nicht. In den Fällen, in denen dem Aufnahme-
ersuchen eine Abschrift des vollständigen Urteils nicht 
beigefügt wurde, ist die Abschrift der Einrichtung für den 
Vollzug der Jugendstrafe nachzureichen, sobald das Urteil 
abgefasst ist. Auch hierbei ist Beschleunigung geboten, da 
die Kenntnis des Urteilsinhalts für die wirksame Gestaltung 
des Vollzugs unentbehrlich ist.

3.	 Der Vollstreckungsleiter weist den Verurteilten in die zu-
ständige Einrichtung für den Vollzug der Jugendstrafe ein 
und führt die Vollstreckung so lange, bis der Verurteilte in die 
Einrichtung für den Vollzug der Jugendstrafe aufgenommen 
worden ist. Dem Aufnahmeersuchen sollen mindestens zwei 
Abschriften des vollständigen Urteils beigefügt oder nach-
gesandt werden. War gegen den Verurteilten früher Hilfe zur 
Erziehung nach § 12 angeordnet worden, so sollte dies der 
Einrichtung für den Vollzug der Jugendstrafe unter Angabe 
der mit der Durchführung der Erziehungsmaßregel befassten 
Behörde mitgeteilt werden. Nach Aufnahme des Verurteilten 
in die Einrichtung geht die Vollstreckung auf den neuen Voll-
streckungsleiter über (Nummer I. 3).

4.	 Zugleich mit der Ladung sollen die Erziehungsberechtigten 
und die gesetzlichen Vertreter, in Fällen der Hilfe zur Er-
ziehung nach § 34 SGB VIII auch das Jugendamt von der 
Ladung benachrichtigt und ersucht werden, für den recht-
zeitigen Antritt der Jugendstrafe zu sorgen.

5.	 Nichtdeutsche Verurteilte sind spätestens bei Strafantritt zu 
befragen, ob sie die unverzügliche Benachrichtigung des Kon-
sulats wünschen (Artikel  36 des Wiener Übereinkommens 
über konsularische Beziehungen vom 24. April 1963 – WÜK).

6.	 Sobald der zunächst zuständige Vollstreckungsleiter 
Nachricht von der Aufnahme von Verurteilten in die Ein-
richtung für den Vollzug der Jugendstrafe erhalten hat 
(Strafantrittsanzeige), übersendet er die Strafakten oder das 
Vollstreckungsheft an den neuen Vollstreckungsleiter (vgl. 
Nummer I. 3).

7.	 Im Falle der Aussetzung eines Strafrestes zur Bewährung 
soll die Vollstreckung an den für den zukünftigen Aufent-
haltsort des Verurteilten zuständigen Jugendrichter über-
tragen werden (§ 85 Absatz 5).

8.	 Bei über 24 Jahre alten Verurteilten kann die Vollstreckung 
nach §  85 Absatz  6 an die Staatsanwaltschaft abgegeben 
werden. Zuvor muss die Ausnahme vom Jugendstrafvoll-
zug erfolgen (§ 89b Absatz 2).

VII. Ergänzende Richtlinien für die Vollstreckung von Maß-
regeln der Besserung und Sicherung in Form der Unterbringung 
in einem psychiatrischen Krankenhaus oder einer Entziehungs-
anstalt

1.	 Nach Eintritt der Rechtskraft des Urteils sorgt der Voll-
streckungsleiter für die Vollstreckung der Maßregeln der 
Besserung und Sicherung.

2.
a)	 Im Fall der Anordnung der Unterbringung in einem 

psychiatrischen Krankenhaus oder einer Entziehungs-
anstalt veranlasst er die Ladung des auf freiem Fuß 
befindlichen Verurteilten zum Strafantritt bzw. die 
Einweisung des in Untersuchungshaft befindlichen 
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oder einstweilen untergebrachten Verurteilten (§  71 
Absatz  2, §  72 Absatz  4) in die für den Vollzug der 
Maßregel zuständige Einrichtung, gegebenenfalls nach 
Maßgabe der nach Landesrecht für die Vergabe von 
Maßregelvollzugsplätzen zuständigen zentralen Stelle.

b)	 Der Umstand, dass das Urteil noch nicht mit den 
Gründen bei den Akten ist, rechtfertigt einen Aufschub 
der Vollstreckung nicht. In den Fällen, in denen dem 
Aufnahmeersuchen eine Abschrift des vollständigen 
Urteils nicht beigefügt wurde, ist die Abschrift der Ein-
richtung für den Vollzug der Maßregel nachzureichen, 
sobald das Urteil abgefasst ist.

c)	 Der Vollstreckungsleiter weist den Verurteilten, ge-
gebenenfalls nach Maßgabe der für die Platzvergabe 
nach Landesrecht zuständigen zentralen Stelle, in die 
zuständige Einrichtung für den Vollzug der Maßregel 
ein und führt die Vollstreckung so lange, bis der Ver-
urteilte in die Einrichtung aufgenommen worden ist. 
Dem Aufnahmeersuchen sollen mindestens zwei Ab-
schriften des vollständigen Urteils beigefügt oder 
nachgesandt werden. Zugleich mit der Ladung sollen 
die Erziehungsberechtigten, in Fällen der Hilfe zur Er-
ziehung nach § 34 SGB VIII das Jugendamt, von der 
Ladung benachrichtigt und ersucht werden, für den 
rechtzeitigen Antritt der Maßregel zu sorgen.

d)	 Sobald der Vollstreckungsleiter Nachricht von der 
Aufnahme des Verurteilten in die Einrichtung für den 
Vollzug der Maßregel erhalten hat, übersendet er die 
Strafakten oder das Vollstreckungsheft an denjenigen 
Jugendrichter, auf den die Vollstreckung nach § 85 Ab-
satz 4 in Verbindung mit Absatz 2 mit der Aufnahme 
übergegangen ist.

e)	 Im Falle der Aussetzung einer Maßregel zur Bewährung 
(§ 67b Absatz 1, § 67d Absatz 2 StGB) soll die Voll-
streckung an den für den zukünftigen Aufenthaltsort 
des Verurteilten zuständigen Jugendrichter übertragen 
werden (§ 85 Absatz 5).

Richtlinie zu §§ 88, 89:

Auf die Gesetze der Länder über den Vollzug der Jugendstrafe 
und auf die Beseitigung des Strafmakels nach § 100 wird hin-
gewiesen.

Richtlinien zu § 89b:

1.	 Auch wenn zu Jugendstrafe Verurteilte das 18. Lebensjahr 
bereits vollendet haben, werden sie in der Regel zunächst 
in eine Einrichtung für den Vollzug der Jugendstrafe ein-
gewiesen, damit geprüft werden kann, ob eine spezielle 
Förderung möglich ist. Lediglich in den Fällen, in denen 
die mangelnde Eignung für den Jugendstrafvollzug offen-
kundig ist, werden sie sogleich in die zuständige Justiz-
vollzugsanstalt eingewiesen.

2.	 Ein Verurteilter, der das 18. Lebensjahr vollendet hat, eignet 
sich nicht mehr für den Jugendstrafvollzug, wenn die er-
zieherische Einwirkung in der Einrichtung für den Vollzug 
der Jugendstrafe bei ihm keinen Erfolg verspricht oder von 
seiner Anwesenheit in der Jugendstrafanstalt Nachteile für die 
Erziehung der anderen Gefangenen zu befürchten sind. Die 
fehlende Eignung ist sorgfältig zu prüfen und zu begründen.

3.	 Die Entscheidung über die Eignung von Verurteilten für den 
Jugendstrafvollzug (§  89b Absatz  1) wird von dem nach 

§ 85 Absatz 2 oder Absatz 3 zuständigen Vollstreckungs-
leiter nach Anhörung des Verurteilten und Einholung 
einer Stellungnahme der Einrichtung für den Vollzug der 
Jugendstrafe getroffen. Soweit erforderlich, sind auch das 
erkennende Gericht und die Jugendgerichtshilfe anzuhören.

Richtlinien zu § 89c:

1.	 §  89c wird ergänzt durch Regelungen in Landesgesetzen 
zum Vollzug der Untersuchungshaft, soweit diese Vor-
schriften zur Trennung von minderjährigen oder jungen 
Untersuchungsgefangenen von Untersuchungsgefangenen 
anderer Altersgruppen enthalten.

2.	 Auch in den Fällen des § 89c Absatz 1 Satz 1 trifft das Ge-
richt eine Entscheidung, indem es die zur Tatzeit jugend-
lichen, nunmehr heranwachsenden Gefangenen nur dann 
in eine für junge Gefangene vorgesehene Einrichtung 
einweist, wenn diese nicht offenkundig für den Unter-
suchungshaftvollzug an jungen Gefangenen ungeeignet 
sind. Dies ist der Fall, wenn von ihrer Anwesenheit in der 
für junge Gefangene vorgesehenen Einrichtung Nachteile 
für die Erziehung und Förderung oder sonst für das Wohl 
der anderen Gefangenen zu befürchten sind. Die fehlende 
Eignung ist sorgfältig zu prüfen und zu begründen.

3.	 Vor den Entscheidungen nach Absatz 1 Satz 1 und Satz 2 
soll neben dem Beschuldigten und der Jugendgerichtshilfe 
auch die Staatsanwaltschaft, die den Haftbefehl beantragt 
hat, angehört werden. Im Falle einer Entscheidung nach 
Absatz  1 Satz  1 soll diese Anhörung nur erfolgen, wenn 
das Gericht heranwachsende Gefangene mangels Eignung 
nicht in eine für junge Gefangene vorgesehene Einrichtung 
einweisen will.

Richtlinie zu § 90:

Für den Vollzug des Jugendarrestes in Vollzugseinrichtungen 
der Landesjustizverwaltungen bestimmen die Gesetze der Län-
der über den Vollzug des Jugendarrestes beziehungsweise die 
Jugendarrestvollzugsordnung das Nähere.

Richtlinien zu § 97:

1.	 Wird wegen einer Jugendstrafe eine Vergünstigung nach 
§§ 39, 49 BZRG erbeten, so ist das Gesuch in der Regel zu-
nächst dem nach § 98 zuständigen Jugendgericht vorzulegen, 
damit dieses prüfen kann, ob die Beseitigung des Strafmakels 
durch Richterspruch angebracht ist. Wird der Strafmakel als 
beseitigt erklärt, so ist dem Verurteilten zu eröffnen, dass sein 
Gesuch als damit erledigt angesehen wird.

2.	 Wegen der Eintragung der Entscheidung nach § 97 in das 
Zentralregister wird auf § 13 Absatz 1 Nummer 5 BZRG 
hingewiesen.

Richtlinien zu § 98:

1.	 In dem Verfahren zur Beseitigung des Strafmakels emp-
fiehlt es sich in der Regel, außer den Strafakten und den 
Vollstreckungsvorgängen die Personalakten der Ein-
richtung für den Vollzug der Jugendstrafe heranzuziehen.

2.	 Bei der Erteilung von Ermittlungsaufträgen empfiehlt es 
sich, die beauftragte Stelle auf die Notwendigkeit schonen-
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der Durchführung der Ermittlungen hinzuweisen. Es muss 
vermieden werden, dass die Verurteilung Personen bekannt 
wird, die bisher darüber nicht unterrichtet waren.

Richtlinie zu § 100:

Wegen der Eintragung in das Zentralregister wird auf § 13 Ab-
satz 1 Nummer 5 BZRG hingewiesen.

Richtlinie zu § 101:

Wegen der Eintragung in das Zentralregister wird auf § 13 Ab-
satz 1 Nummer 6 BZRG hingewiesen.

Richtlinien zu § 103:

1.	 Die Verbindung von Strafsachen gegen Jugendliche und 
Erwachsene ist im Allgemeinen nicht zweckmäßig. Sie ist 
namentlich dann nicht angebracht, wenn der Jugendliche 
geständig und der Sachverhalt einfach ist oder wenn es sich 
bei den Erwachsenen um die Eltern des Jugendlichen han-
delt.

2.	 Die Staatsanwaltschaft beantragt die Trennung der ver-
bundenen Sachen, sobald sich die gesonderte Bearbeitung 
als zweckmäßig erweist (z. B. wenn gegen die erwachsenen 
Beschuldigten in Abwesenheit des Jugendlichen verhandelt 
worden und ein Urteil ergangen ist oder der Durchführung 
des Verfahrens gegen die erwachsenen Beschuldigten für 
längere Zeit Hindernisse entgegenstehen).

Richtlinie zu § 104:

Als Verfahrensvorschriften, deren Anwendung nach Absatz  2 
im Ermessen des Gerichts steht, kommen z. B. §  51 (zeit-
weilige Ausschließung von Beteiligten), § 69 (Beistand), § 71 
(vorläufige Anordnung über die Erziehung) und § 72 Absatz 4 
(Unterbringung in einem Heim der Jugendhilfe anstelle von 
Untersuchungshaft) in Betracht.

Richtlinien zu § 105:

1.	 Die strafrechtliche Verantwortlichkeit Heranwachsender 
kann nicht wegen mangelnder Reife nach § 3 ausgeschlossen 
sein; sie wird nur nach den allgemeinen Vorschriften be-
urteilt. Schwerwiegendere Entwicklungsmängel können 
Anlass zu der Prüfung geben, ob die Schuldfähigkeit nach 
§§ 20 bzw. 21 StGB ausgeschlossen oder vermindert ist.

2.	 Hilfe zur Erziehung (§  9 Nummer  2, §  12) kann gegen 
Heranwachsende nicht angeordnet werden. Stattdessen 
kommt namentlich die Weisung in Betracht, sich einem Be-
treuungshelfer zu unterstellen (§ 10 Absatz 1 Satz 3 Num-
mer 5).

Richtlinie zu § 108:

Die Staatsanwaltschaft erhebt die Anklage gegen den Be-
schuldigten, der sich auf freiem Fuß befindet, grundsätzlich bei 
dem Gericht, in dessen Bezirk er sich zur Zeit der Erhebung 
der Anklage aufhält. Eine Anklageerhebung kann aus über-
wiegenden Gründen der Verfahrensökonomie ausnahmsweise 
bei dem für den Tatort zuständigen Gericht erfolgen. Dies kann 

insbesondere dann in Betracht kommen, wenn eine größere 
Zahl von am Tatort wohnenden Zeugen zu vernehmen sein 
wird, für die eine Anreise zu dem für den Aufenthaltsort des 
Beschuldigten zuständigen Gericht einen unverhältnismäßigen 
Aufwand bedeuten würde.

Richtlinien zu § 109:

1.	 Im Gegensatz zum Verfahren gegen Jugendliche ist das 
Verfahren gegen Heranwachsende grundsätzlich öffentlich. 
Die Öffentlichkeit kann aber nicht nur aus den in §§ 171 a, 
171 b, 172 GVG genannten Gründen, sondern auch im In-
teresse der Heranwachsenden ausgeschlossen werden (vgl. 
hierzu die Richtlinie zu § 48).

2.	 Gegen Heranwachsende darf ein Strafbefehl nur erlassen 
werden, wenn das allgemeine Strafrecht anzuwenden ist 
(§ 109 Absatz 2, § 79 Absatz 1). Die Staatsanwaltschaft be-
antragt deshalb den Erlass eines Strafbefehls gegen Heran-
wachsende nur, wenn sie Ermittlungen nach § 43 angestellt 
hat und zu der Auffassung gelangt ist, dass das allgemeine 
Strafrecht anzuwenden ist.

3.	 Das vereinfachte Jugendverfahren ist gegen Heran-
wachsende nicht zulässig.

4.	 Das beschleunigte Verfahren nach §§ 417 ff. StPO ist gegen 
Heranwachsende zulässig. Angesichts der dort geltenden 
kurzen Fristen (vgl. § 418 StPO) können einer Anwendung 
dieser Verfahrensart jedoch der Umfang der Ermittlungen 
nach §  43 und die Heranziehung der Jugendgerichtshilfe 
nach § 38 entgegenstehen.

5.	 Privatklage, Nebenklage und das Adhäsionsverfahren sind 
gegen Heranwachsende zulässig, unabhängig davon, ob 
allgemeines Strafrecht oder Jugendstrafrecht anzuwenden 
ist. Auch insoweit ist grundsätzlich das Jugendgericht zu-
ständig.

6.	 Die Staatsanwaltschaft wendet § 45 bei Heranwachsenden 
an, wenn sie auf Grund der Ermittlungen nach § 43 zu der 
Auffassung gelangt ist, dass Jugendstrafrecht anzuwenden 
ist.

Richtlinien zu § 114:

1.	 Zu Freiheitsstrafe Verurteilte unter 24 Jahren sind für den 
Jugendstrafvollzug nicht geeignet, wenn die erzieherische 
Einwirkung in der Einrichtung für den Vollzug der Jugend-
strafe bei ihnen keinen Erfolg verspricht und von ihrer An-
wesenheit in der Jugendstrafanstalt Nachteile für die Er-
ziehung der anderen Gefangenen zu befürchten sind.

2.	 Die Entscheidung darüber, ob zu Freiheitsstrafe Verurteilte 
unter 24 Jahren in die Einrichtung für den Vollzug der 
Jugendstrafe oder in die Justizvollzugsanstalt einzuweisen 
sind, wird dem Rechtspfleger nicht übertragen.

3.	 Über die endgültige Übernahme von Verurteilten in den 
Jugendstrafvollzug und über ihr Verbleiben in der Ein-
richtung für den Vollzug der Jugendstrafe entscheidet die 
Leitung dieser Anstalt.
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Ministerium der Justiz

I.

Es wird – vorbehaltlich des Vorliegens der haushaltsrechtlichen 
Voraussetzungen – Bewerbungen für die folgenden Stellen ent-
gegengesehen:

–	 bei dem Landgericht Frankfurt (Oder)

eine Stelle für eine Vorsitzende Richterin oder einen Vor-
sitzenden Richter am Landgericht
(Besoldungsgruppe R 2 BbgBesO)

sowie

zwei Stellen für eine Richterin oder einen Richter am 
Landgericht
(Besoldungsgruppe R 1 BbgBesO),

–	 bei dem Amtsgericht Potsdam

eine Stelle für eine Richterin oder einen Richter am Amts-
gericht
(Besoldungsgruppe R 1 BbgBesO),

–	 bei dem Amtsgericht Zossen

eine Stelle für eine Richterin oder einen Richter am Amts-
gericht
(Besoldungsgruppe R 1 BbgBesO).

Ausschreibungen

Personalnachrichten

Ministerium der Justiz

Ernannt:
zum Oberregierungsrat: Oberregierungsrat im Beamtenver-
hältnis auf Probe Michael Reinhardt; zur Regierungsrätin: 
Regierungsrätin im Beamtenverhältnis auf Probe Helena 
Schneider

Ordentliche Gerichtsbarkeit

Ernannt:
zur Direktorin des Amtsgerichts – R 2 mit Amtszulage –: 
Richterin am Oberlandesgericht Jasmin Wiriadidjaja in Fürsten-
walde/Spree; zum Vorsitzenden am Landgericht: Richter 
am Landgericht Jasper Schüler-Dahlke in Frankfurt (Oder), 
Richter am Landgericht Sebastian Klinge in Neuruppin; zur 
Richterin am Amtsgericht/zum Richter am Amtsgericht: 
Richterin Sandy Fischer in Königs Wusterhausen, Richterin 
Nele Christine Spieß in Lübben/Spreewald, Richterin Anni-
ka Herrmann in Fürstenwalde/Spree, Richter Tim Kunze in 
Königs Wusterhausen; zur Richterin/zum Richter: Asses-
sorin Anna Sophie Seidenfaden, Assessor Gustav Kolhoff; 
zur Richterin kraft Auftrags: Oberregierungsrätin Benita 
Zedelius; zur Justizamtsinspektorin – A 9 –: Justizhaupt-
sekretärin Sabine Schramm in Brandenburg an der Havel; zum 
Justizoberinspektor: Justizinspektor Jan Kluth in Rathenow; 
zur Ersten Justizhauptwachtmeisterin – A 6 –: Justizhaupt-
wachtmeisterin Bettina Nebich in Luckenwalde

Versetzt:
Richterin am Landgericht Dr. Nicole Weise vom Landgericht 
Cottbus als Richterin am Amtsgericht an das Amtsgericht Bad 
Liebenwerda

Ruhestand:
Direktorin des Amtsgerichts Roswitha Neumaier aus Lucken-
walde; Richterin am Amtsgericht Undine Witte aus Straus-

berg; Justizoberamtsrätin Kerstin Klaar-Biedler aus Frankfurt 
(Oder); Justizamtfrau Christina Schwiuntek aus Nauen

Staatsanwaltschaften

Ernannt:
zum Generalstaatsanwalt: Ministerialdirigent Roland Wilke-
ning; zur Staatsanwältin (Richterin auf Probe): Assessorin 
Carmen Kubrak und Assessorin Miriam Moumna in Neuruppin; 
zum Amtsanwalt: Justizinspektor Valentin Galle in Cottbus

Ruhestand:
Staatsanwalt Martin Korfmann genannt Kramberg aus Frank-
furt (Oder)

Sozialgerichtsbarkeit

Ernannt:
zur Richterin am Landessozialgericht: Richterin am Sozial-
gericht Dr. Anne Barbara Lungstras

Finanzgerichtsbarkeit

Ernannt:
zur Vorsitzenden Richterin am Finanzgericht: Richterin am 
Finanzgericht Dr. Cornelia Lorenz

Notarinnen und Notare

Bestellt:
zum Notariatsverwalter: Notarassessor Mursel Acikalin für 
die ehemalige Amtsstelle Graefling in Falkensee/Elster
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Wegen der an die Bewerberinnen und Bewerber zu stellenden 
Anforderungen wird auf die Allgemeine Verfügung der Minis-
terin der Justiz vom 26.  November 2007 (AnforderungsAV), 
veröffentlicht im JMBl. für das Land Brandenburg vom 17. De-
zember 2007, S. 180 ff., Bezug genommen.

Hinsichtlich der Stelle für eine Vorsitzende Richterin oder einen 
Vorsitzenden Richter am Landgericht sind Frauen besonders 
aufgefordert sich zu bewerben, da sie in diesem Bereich unter-
repräsentiert sind (§ 7 Absatz 4 LGG Brandenburg).

Eine Teilzeitbeschäftigung ist unter den Voraussetzungen der 
§§ 4 und 5 BbgRiG möglich.

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei 
gleicher Eignung, Befähigung und Leistung bevorzugt berück-
sichtigt.

Die Ausschreibung der Stelle für eine Vorsitzende Richte-
rin oder einen Vorsitzenden Richter am Landgericht bei dem 
Landgericht Frankfurt (Oder) und einer der beiden Stellen 
für eine Richterin oder einen Richter am Landgericht bei 
dem Landgericht Frankfurt (Oder) richtet sich ausschließ-
lich an Versetzungsbewerberinnen und Versetzungsbewerber. 
Die Ausschreibung der Stelle für eine Richterin oder einen 
Richter am Amtsgericht bei dem Amtsgericht Potsdam rich-
tet sich ausschließlich an Versetzungsbewerberinnen und Ver-
setzungsbewerber aus der ordentlichen Gerichtsbarkeit des 
Landes Brandenburg. Die Ausschreibung der weiteren Stelle 
für eine Richterin oder einen Richter am Landgericht bei dem 
Landgericht Frankfurt (Oder) sowie der Stelle für eine Rich-
terin oder einen Richter am Amtsgericht bei dem Amtsgericht 
Zossen richtet sich ausschließlich an Richterinnen und Rich-
ter auf Probe aus der ordentlichen Gerichtsbarkeit des Landes 
Brandenburg.

Bewerbungen sind bis zum 15. Oktober 2024 auf dem Dienst-
weg an das Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg, 
Heinrich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam, zu richten.

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen ihrer Bewerbung die 
Erklärung beifügen, dass sie mit einer Einsichtnahme in ihre 
Personalakten durch die Mitglieder des Präsidialrates und des 
Richterwahlausschusses einverstanden sind.

Es wird darauf hingewiesen, dass für die Bewerberinnen und 
Bewerber bei Stellen ab der Besoldungsgruppe R 2 BbgBesO 
eine Mitteilung des Bundesarchivs – Stasi-Unterlagen-Archiv 
– zur Feststellung einer hauptamtlichen oder inoffiziellen Tätig-
keit für den Staatssicherheitsdienst der ehemaligen Deutschen 
Demokratischen Republik eingeholt wird.

II.

Es wird Bewerbungen für die folgenden Stellen entgegen-
gesehen:

In den richterlichen Dienst des Landes Brandenburg sollen 
mehrere Richterinnen oder Richter auf Probe (Besoldungs-
gruppe R 1 BbgBesO) für die ordentliche Gerichtsbarkeit ein-
gestellt werden.

Bewerberinnen und Bewerber sollten das Zweite Juristische 
Staatsexamen mit mindestens befriedigendem Ergebnis (acht 
Punkte) abgelegt haben.

Wegen der an die Bewerberinnen und Bewerber zu stellenden 
Anforderungen wird auf die Allgemeine Verfügung der Minis-
terin der Justiz vom 26.  November 2007 (AnforderungsAV), 
veröffentlicht im JMBl. für das Land Brandenburg vom 17. De-
zember 2007, S. 180 ff., Bezug genommen.

Eine Teilzeitbeschäftigung ist unter den Voraussetzungen der 
§§ 4 und 5 BbgRiG möglich.

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei 
gleicher Eignung, Befähigung und Leistung bevorzugt berück-
sichtigt.

Bewerbungen können fortlaufend an den Präsidenten des 
Brandenburgischen Oberlandesgerichts, Gertrud-Piter-Platz 11, 
14770 Brandenburg an der  Havel (bzw. per E-Mail an dezer-
nat1@olg.brandenburg.de) gerichtet werden.

Weitere Informationen können auf der Internetseite des Prä-
sidenten des Brandenburgischen Oberlandesgerichts unter 
https://ordentliche-gerichtsbarkeit.brandenburg.de/ogb/de/kar-
riere/richterin-und-richter-auf-probe/ abgerufen werden.

III.

Es wird – unter dem Vorbehalt des Vorliegens der haushalts-
rechtlichen Voraussetzungen – Bewerbungen für die folgende 
Stelle entgegengesehen:

–	 bei dem Landessozialgericht Berlin-Brandenburg

eine Stelle für eine Präsidentin oder einen Präsidenten 
des Landessozialgerichts
(Besoldungsgruppe R 8 BbgBesO).

Die Stelle ist zum 1. August 2025 zu besetzen.

Das Landessozialgericht Berlin-Brandenburg ist mit etwa 60 
Richterinnen und Richtern und über 60 nichtrichterlichen Be-
schäftigten eines der größten Landessozialgerichte Deutsch-
lands. Die Präsidentin oder der Präsident steht dem Landes-
sozialgericht – mit den damit verbundenen vielseitigen 
Führungs- und Organisationsaufgaben – vor und ist verantwort-
lich für die Sozialgerichte des Landes Brandenburg und das 
Sozialgericht Berlin. Zudem übt sie oder er die übergeordnete 
Dienstaufsicht über die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Sozialgerichte des Landes Brandenburg aus.

Gesucht wird dementsprechend eine hochqualifizierte Persön-
lichkeit mit besonders ausgeprägter Führungskompetenz. 
Voraussetzungen sind hohe Verantwortungsbereitschaft, be-
sonderes Organisationstalent, eine vorbildliche Berufsauf-
fassung, große Belastbarkeit, Innovationsbereitschaft, Flexibili-
tät, Kreativität, soziale Kompetenz und eine besondere 
Fähigkeit zur sachleitenden Kommunikation. Bewerberinnen 
und Bewerber sollen über fundierte Erfahrungen in der Leitungs-
funktion eines Gerichts oder in der Justizverwaltung verfügen, in 
besonderem Maße fähig sein, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
aller Laufbahngruppen anzuleiten und zu motivieren, Ziele zu 
setzen, Aufgaben zu delegieren und ihre Erfüllung zu kontrol-
lieren sowie das Landessozialgericht aktiv und überzeugend 
nach innen und außen zu vertreten.

Hinsichtlich der zu erfüllenden Anforderungen für das von der 
Präsidentin oder dem Präsidenten auch wahrzunehmende Amt 
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einer Vorsitzenden Richterin oder eines Vorsitzenden Richters 
am Landessozialgericht wird auf die Allgemeine Verfügung 
der Ministerin der Justiz vom 26. November 2007 (Anforde-
rungsAV), veröffentlicht im Justizministerialblatt für das Land 
Brandenburg vom 17. Dezember 2007, S. 180 ff., und der Se-
natorin für Justiz vom 5. Dezember 2007 (AnforderungsAV), 
veröffentlicht im Amtsblatt für Berlin vom 14. Dezember 2007, 
S. 3204 ff., Bezug genommen.

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen aktiv auf die Gleich-
stellung von Frauen und Männern und auf die Inklusion 
schwerbehinderter Menschen hinwirken sowie der Diversität 
der Beschäftigten wertschätzend begegnen.

Da in diesem Bereich Frauen unterrepräsentiert sind, sind sie 
besonders aufgefordert, sich zu bewerben (§ 7 Abs. 4 LGG).

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber und ihnen 
Gleichgestellte werden bei gleicher Eignung bevorzugt berück-
sichtigt.

Eine Teilzeitbeschäftigung ist unter den Voraussetzungen der 
§§ 4 und 5 BbgRiG möglich.

Bewerbungen sind bis zum 15. Oktober 2024 auf dem Dienst-
weg an das Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg, 
Heinrich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam, zu richten.

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen ihrer Bewerbung die 
Erklärung beifügen, dass sie mit einer Einsichtnahme in ihre 
Personalakten durch die Mitglieder des Präsidialrates und des 
gemeinsamen Richterwahlausschusses der Länder Berlin und 
Brandenburg einverstanden sind.

Es wird darauf hingewiesen, dass für die Bewerberinnen und 
Bewerber eine Mitteilung des Bundesarchivs – Stasi-Unter-
lagen-Archiv – zur Feststellung einer hauptamtlichen oder 
inoffiziellen Tätigkeit für den Staatssicherheitsdienst der ehe-
maligen Deutschen Demokratischen Republik eingeholt wird.

Hinweis:
Wir fördern aktiv die Gleichstellung aller Mitarbeitenden 
und wertschätzen Vielfalt. Willkommen sind daher alle Be-
werbungen – unabhängig von Geschlecht, ethnischer und so-
zialer Herkunft, Religion/Weltanschauung, Behinderung, Alter 
sowie sexueller Orientierung und geschlechtlicher Identität. 
Wir streben die Erhöhung des Anteils der Beschäftigten mit 
Migrationsgeschichte entsprechend ihrem Anteil an der Be-
völkerung an. Personen mit familiärer Migrations- und Flucht-
geschichte werden insoweit ermutigt, sich zu bewerben.

IV.

Es wird – unter dem Vorbehalt des Vorliegens der haushalts-
rechtlichen Voraussetzungen – Bewerbungen für die folgenden 
Stellen entgegengesehen:

–	 bei dem Landessozialgericht Berlin-Brandenburg

zwei Stellen für eine Richterin oder einen Richter am 
Landessozialgericht
(Besoldungsgruppe R 2 BbgBesO).

Wegen der an die Bewerberinnen und Bewerber zu stellenden 
Anforderungen wird auf die Allgemeine Verfügung der Minis-

terin der Justiz vom 26.  November 2007 (AnforderungsAV), 
veröffentlicht im Justizministerialblatt vom 17.  Dezember 
2007, S. 180 ff., sowie auf die „Gemeinsame Allgemeine Ver-
fügung über die Anforderungen für die Eingangs- und Be-
förderungsämter im richterlichen und staatsanwaltschaftlichen 
Dienst (AnforderungsAV)“ der Senatorin für Justiz und der Se-
natorin für Integration, Arbeit und Soziales vom 5. Dezember 
2007, veröffentlicht im Amtsblatt für Berlin vom 14. Dezember 
2007, S. 3204 ff., Bezug genommen.

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen aktiv auf die Gleich-
stellung von Frauen und Männern und auf die Inklusion 
schwerbehinderter Menschen hinwirken sowie der Diversität 
der Beschäftigten wertschätzend begegnen.

Eine Teilzeitbeschäftigung ist gemäß §§ 4, 5 BbgRiG möglich.

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber und ihnen 
Gleichgestellte werden bei gleicher Eignung, Befähigung und 
Leistung bevorzugt berücksichtigt.

Die Ausschreibung richtet sich ausschließlich an Beförderungs-
bewerberinnen und -bewerber aus der Sozialgerichtsbarkeit der 
Länder Berlin und Brandenburg.

Bewerbungen sind bis zum 15. Oktober 2024 auf dem Dienst-
weg an das Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg, 
Heinrich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam, zu richten.

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen ihrer Bewerbung die 
Erklärung beifügen, dass sie mit einer Einsichtnahme in ihre 
Personalakten durch die Mitglieder des Präsidialrates und des 
Gemeinsamen Richterwahlausschusses der Länder Berlin und 
Brandenburg einverstanden sind.

Es wird darauf hingewiesen, dass für die Bewerberinnen und 
Bewerber eine Mitteilung des Bundesarchivs – Stasi-Unter-
lagen-Archiv – zur Feststellung einer hauptamtlichen oder 
inoffiziellen Tätigkeit für den Staatssicherheitsdienst der ehe-
maligen Deutschen Demokratischen Republik eingeholt wird.

Hinweis:
Wir fördern aktiv die Gleichstellung aller Mitarbeitenden 
und wertschätzen Vielfalt. Willkommen sind daher alle Be-
werbungen – unabhängig von Geschlecht, ethnischer und so-
zialer Herkunft, Religion/Weltanschauung, Behinderung, Alter 
sowie sexueller Orientierung und geschlechtlicher Identität. 
Wir streben die Erhöhung des Anteils der Beschäftigten mit 
Migrationsgeschichte entsprechend ihrem Anteil an der Be-
völkerung an. Personen mit familiärer Migrations- und Flucht-
geschichte werden insoweit ermutigt, sich zu bewerben.

V.

Es wird Bewerbungen entgegengesehen für die Neubesetzung

einer Notarstelle in Falkenberg/Elster 
zum nächstmöglichen Zeitpunkt.

Die Bewerberinnen/Bewerber müssen

–	 die Befähigung zum Richteramt nach dem Deutschen 
Richtergesetz erlangt haben

oder
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–	 ein rechtswissenschaftliches Studium an einer Universität 
oder Hochschule der ehemaligen DDR mit dem Staatsexamen 
abgeschlossen und einen zweijährigen Vorbereitungsdienst 
mit einer Staatsprüfung absolviert haben. Auf den Vor-
bereitungsdienst mit der Staatsprüfung wird verzichtet, wenn 
die Bewerberin / der Bewerber als Notarin/Notar in einem 
Staatlichen Notariat tätig war oder zehn Jahre als Juristin/Ju-
rist gearbeitet hat und notarspezifische Kenntnisse nachweist.

Nach §  5a Satz  1 der Bundesnotarordnung soll zum haupt-
beruflichen Notar in der Regel nur bestellt werden, wer bei 
Ablauf der Bewerbungsfrist einen dreijährigen Anwärterdienst 
als Notarassessor geleistet hat und sich im Anwärterdienst des 
Landes befindet, in dem er sich um die Bestellung bewirbt.

Es besteht die Verpflichtung zur Übernahme der Aktenver-
waltung der Urkundengeschäfte der Amtsvorgängerin.

Bewerbungen sind in dreifacher Ausfertigung an das Ministe-
rium der Justiz des Landes Brandenburg, Abteilung  II – Notar-
angelegenheiten –, Heinrich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam, zu 
richten und müssen bis zum 15. Oktober 2024 eingegangen sein. 
Sie haben die in Abschnitt  II Nummer  3 der Allgemeinen Ver-
fügung des Ministers der Justiz über die Angelegenheiten der No-
tarinnen und Notare (AVNot) vom 6. Mai 2014 (JMBl. S. 68), die 
zuletzt durch die Allgemeine Verfügung vom 28. Mai 2024 (JMBl. 
S. 50) geändert worden ist, vorgesehenen Angaben zu enthalten.

Landessozialgericht Berlin-Brandenburg

I.

Im Landessozialgericht Berlin-Brandenburg (LSG BB) ist zum 
nächstmöglichen Zeitpunkt die Stelle als

Sachgebietsleitung „Personalwesen“ (w/m/d)

dauerhaft mit einer Wochenarbeitszeit von 40 Stunden zu be-
setzen.

Der Dienstort ist Potsdam.

Besoldung/Vergütung: bis zur BesGr. A 12 BbgBesO bzw. 
EG 12 TV-L.

Zu den Aufgaben gehört insbesondere die vollumfängliche 
Wahrnehmung der personalwirtschaftlichen Belange des 
Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg.

Aufgabengebiet:

–	 Leitung des Sachgebiets Personalwesen
–	 Bearbeitung von Personaleinzelangelegenheiten von Rich-

terinnen und Richtern, Beamteninnen und Beamten und 
Tarifbeschäftigten

–	 Prüfung und Festsetzung von Besoldungs- und Vergütungs-
ansprüchen

–	 inhaltliche Vorbereitung und Betreuung von Stellenaus-
schreibungs-, -auswahl- und -besetzungsverfahren

Anforderungsprofil:

–	 Laufbahnbefähigung für den gehobenen Justizdienst oder 
den gehobenen allgemeinen Verwaltungsdienst bzw. ab-
geschlossene wissenschaftliche Hochschulausbildung

–	 Abschluss eines für die ausgeschriebene Tätigkeit ein-
schlägigen Fachhochschulstudiums z. B. der Fachrichtun- 
gen Öffentliche Verwaltung, Recht und Verwaltung, Betriebs-
wirtschaft oder Abschluss einer anderen Ausbildung und 
gleichwertige Kenntnisse durch nachgewiesene langjährige 
einschlägige Berufserfahrung in der Personalverwaltung

–	 fundierte Kenntnisse im Arbeitsrecht, Tarifrecht und Be-
amtenrecht sowie im Verwaltungsrecht

–	 Einfühlungsvermögen und die Fähigkeit, Entscheidungen 
transparent und überzeugend vorzubereiten und zu vermitteln

–	 gute Kooperations- und Teamfähigkeit, Kommunikations-
fähigkeit und soziale Kompetenz

–	 anwendungsbreite PC-Kenntnisse (Word, Excel und Out-
look)

Wir bieten:

–	 einen abwechslungsreichen und verantwortungsvollen 
Arbeitsplatz im öffentlichen Dienst

–	 ein betriebliches Gesundheitsmanagement zur Gesund-
heitsförderung und -erhaltung

–	 qualifizierte fachliche und außerfachliche Fortbildungen
–	 Vermögenswirksame Leistungen
–	 eine Betriebsrente (VBL) für Tarifbeschäftigte
–	 einen Arbeitgeberzuschuss für ein VBB-Firmenticket
–	 flexible Arbeitszeiten und Homeoffice im Rahmen der 

dienstlichen Möglichkeiten

Hinweise:

Das Landessozialgericht Berlin-Brandenburg gewährleistet die 
berufliche Gleichstellung aller Geschlechter und unterstützt die 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf durch flexible Arbeits-
zeiten im Rahmen der dienstlichen Möglichkeiten.

Die Bewerbungen von Frauen sind ausdrücklich erwünscht.

Schwerbehinderte Menschen werden bei gleicher Qualifikation 
und Eignung bevorzugt berücksichtigt.

Die Tätigkeit ist grundsätzlich auch für Teilzeitkräfte geeignet. 
Bei Eingang entsprechender Bewerbungen wird geprüft, ob den 
Teilzeitwünschen im Rahmen der dienstlichen Möglichkeiten 
entsprochen werden kann.

Wir freuen uns, wenn Sie sich von dieser Ausschreibung an-
gesprochen fühlen und bitten um Übersendung Ihrer aussage-
kräftigen Bewerbung mit tabellarisch abgefasstem Lebenslauf, 
Qualifikationsnachweisen, das zuletzt erstellte Arbeitszeugnis 
sowie einer Einverständniserklärung zur Einsichtnahme in 
Ihre Personalakten bis zum 13. Oktober 2024

An die Präsidentin des
Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg
Försterweg 2-6
14482 Potsdam

oder per E-Mail (pdf-Datei) an verwaltung@lsg.branden-
burg.de.

Bitte beachten Sie, dass nur vollständige Bewerbungsunter-
lagen im Auswahlverfahren Berücksichtigung finden. Vor-
sorglich wird darauf hingewiesen, dass eine Kostenerstattung 
für Auslagen bzw. Reisekosten im Rahmen des Bewerbungs-
verfahrens nicht möglich ist.
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Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten gemäß §  26 
BbgDSG zum Zweck der Durchführung des Auswahlverfahrens. 
Weitere Informationen zum Datenschutz finden Sie unter 
https://sozialgerichtsbarkeit.brandenburg.de/sg/de/service/ 
eu-datenschutz-grundverordnung/ in der Rubrik Service. Die 
Bewerberinnen und Bewerber erklären sich mit der Einsicht-
nahme in die Bewerbungsunterlagen einverstanden und stim-
men der vorübergehenden Speicherung ihrer Daten im Rahmen 
des Auswahlverfahrens zu. Wir verarbeiten die an uns über-
mittelten Daten ausschließlich zum Zwecke der Durchführung 
des Bewerbungsverfahrens.

Eine Rücksendung der eingereichten Bewerbungsunterlagen 
erfolgt nicht, daher wird darum gebeten, dem Bewerbungs-
schreiben lediglich Kopien beizufügen und keine Bewerbungs-
mappe zu verwenden.

Sofern dennoch eine Rücksendung der Bewerbungsunterlagen 
gewünscht wird, ist ein ausreichend frankierter Rückumschlag 
beizufügen. Anderenfalls werden die Bewerbungsunterlagen 
nach einer Aufbewahrungsfrist von zwei Monaten nach Ab-
schluss des Verfahrens vernichtet.

Für Auskünfte zu dieser Stellenausschreibung steht Ihnen Frau 
Kotzur-Schauka telefonisch unter der Nummer  0331 9818-3100 
oder per E-Mail unter der Adresse verwaltung@lsg.brandenburg.de  
gern zur Verfügung.

II.

Beim Landesozialgericht Berlin-Brandenburg sind zum 
nächstmöglichen Zeitpunkt – unter dem Vorbehalt des Vor-
liegens der haushaltsrechtlichen Voraussetzungen – mehrere 
Stellen als

Mitarbeiterin bzw. Mitarbeiter in einer Serviceeinheit 
(m/w/d)

in Vollzeit zu besetzen. Der Arbeitsort ist Potsdam.

Zum Aufgabengebiet gehören:

–	 EDV-gestützte Verwaltung von Schriftgut einschließlich 
Erledigung von Schreibarbeiten in einer Serviceeinheit 
auch unter Einbindung digitaler Diktiertechnik

–	 Wahrnehmung der Aufgaben des Kostenbeamten im Sinne 
der Kostenverfügung

–	 Erteilung von Sachstandsauskünften
–	 Aufnahme von Niederschriften in mündlichen Verhand- 

lungen und Aufnahme von Anträgen des rechtsuchenden 
Publikums

Anforderungen:

–	 abgeschlossene Ausbildung zur/zum Justizfachange-
stellten, zur/zum Rechtsanwalts- oder Notarfachange-
stellten oder gleichwertige Ausbildung oder absolvierte 
Laufbahnprüfung für den mittleren Justizdienst

–	 Erfahrungen als Mitarbeiter/in einer Serviceeinheit sind 
wünschenswert

–	 sicherer Umgang mit MS-Office Anwendungen (z. B. 
Word, Excel, Outlook) und Bereitschaft zum Umgang mit 
modernen Bürokommunikationsmitteln

–	 sehr gute schreibtechnische Fähigkeiten

–	 sicheres mündliches und schriftliches Ausdrucksvermögen
–	 Flexibilität und freundlicher Umgang mit den Recht-

suchenden und Besuchern des Gerichts
–	 gute organisatorische und kommunikative Fähigkeiten, ein 

hohes Maß an Verantwortungsbewusstsein, Zuverlässigkeit 
sowie die Fähigkeit, sich in ein bestehendes Team zu integ-
rieren

–	 überdurchschnittliche Leistungsbereitschaft, hohe Belast-
barkeit

–	 ausgeprägtes Interesse an der Erfüllung der fachlichen Auf-
gaben

–	 Bereitschaft, sich auch in andere Verwaltungsaufgaben ein-
zuarbeiten

Wir bieten:

–	 einen abwechslungsreichen und verantwortungsvollen 
Arbeitsplatz im öffentlichen Dienst

–	 Individuelle Fortbildungsmöglichkeiten zur fachlichen und 
persönlichen Entwicklung

–	 Vermögenswirksame Leistungen
–	 eine Betriebsrente (VBL) für Tarifbeschäftigte
–	 einen Arbeitgeberzuschuss für ein VBB-Firmenticket
–	 flexible Arbeitszeiten im Rahmen der dienstlichen Möglich-

keiten
–	 betriebliches Gesundheitsmanagement zur Gesundheits-

förderung und -erhaltung

Bewertung des Aufgabengebietes:

Die Stellen sind – bei Vorliegen der persönlichen und tariflichen 
Voraussetzungen – bis zur Entgeltgruppe 9a TV-L bewertet.

Hinweise:

Das Landessozialgericht Berlin-Brandenburg gewährleistet die 
berufliche Gleichstellung aller Geschlechter und unterstützt die 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf durch flexible Arbeits-
zeiten im Rahmen der dienstlichen Möglichkeiten.

Die Bewerbungen von Frauen sind ausdrücklich erwünscht.

Schwerbehinderte Menschen werden bei gleicher Qualifikation 
und Eignung bevorzugt berücksichtigt.

Die Tätigkeit ist grundsätzlich auch für Teilzeitkräfte geeignet. 
Bei Eingang entsprechender Bewerbungen wird geprüft, ob den 
Teilzeitwünschen im Rahmen der dienstlichen Möglichkeiten 
entsprochen werden kann.

Die Bewerberinnen/die Bewerber erklären sich mit der Einsicht-
nahme in die Bewerbungsunterlagen einverstanden und stimmen 
der vorübergehenden Speicherung ihrer Daten im Rahmen des 
Auswahlverfahrens zu. Wir verarbeiten die an uns übermittelten 
Daten ausschließlich zum Zwecke der Durchführung des Be-
werbungsverfahrens. Informationen zur Verarbeitung personen-
bezogener Daten durch das Landessozialgericht Berlin-Branden-
burg bzw. die Sozialgerichte in Brandenburg finden Sie unter 
https://sozialgerichtsbarkeit.brandenburg.de/sg/de/service/
eu-datenschutz-grundverordnung/ unter der Rubrik Service.

Bitte beachten Sie, dass nur vollständige Bewerbungsunter-
lagen im Auswahlverfahren Berücksichtigung finden. Zu diesen 
gehören neben einem Lebenslauf Kopien der Zwischen- und 
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Prüfungszeugnisse, evtl. Arbeitszeugnisse und Fortbildungs-
nachweise.

Ihre schriftliche Bewerbung mit aussagekräftigen Bewerbungs-
unterlagen (Bewerbungsschreiben, Lebenslauf, Zeugnisse) rich-
ten Sie bitte bis zum 4. Oktober 2024

An die Präsidentin des
Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg
Försterweg 2-6
14482 Potsdam

Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass eine Kosten-
erstattung für Auslagen bzw. Reisekosten im Rahmen des Be-
werbungsverfahrens nicht möglich ist.

Aufgrund rechtlicher Vorschriften bewahrt das Landessozial-
gericht die Bewerbungsunterlagen auch im Falle einer erfolg-
losen Bewerbung für die Dauer von zwei Monaten beim Landes-
sozialgericht Berlin-Brandenburg auf. Mit der Bewerbung auf 
die o. g. Stelle erklärt sich die Bewerberin bzw. der Bewerber 
hiermit einverstanden.

Eine Rücksendung der eingereichten Bewerbungsunterlagen 
erfolgt nicht, daher wird darum gebeten, dem Bewerbungs-
schreiben lediglich Kopien beizufügen und keine Bewerbungs-
mappe zu verwenden.

Sofern dennoch eine Rücksendung der Bewerbungsunterlagen 
gewünscht wird, ist ein ausreichend frankierter Rückumschlag 
beizufügen. Anderenfalls werden die Bewerbungsunterlagen 
nach einer Aufbewahrungsfrist von zwei Monaten nach Ab-
schluss des Verfahrens vernichtet.

Auskünfte zu dieser Stellenausschreibung erteilt Frau Engel, 
Tel.: 0331 9818-3800.

Sozialgericht Potsdam

Beim Sozialgericht Potsdam ist zum nächstmöglichen Zeit-
punkt – unter dem Vorbehalt des Vorliegens der haushaltsrecht-
lichen Voraussetzungen – eine Stelle als

Mitarbeiterin bzw. Mitarbeiter in einer Service-Einheit 
(m/w/d)

in Vollzeit zu besetzen. Arbeitsort ist Potsdam.

Zum Aufgabengebiet gehören:

–	 EDV-gestützte Verwaltung von Schriftgut einschließlich 
Erledigung von Schreibarbeiten in einer Serviceeinheit 
auch unter Einbindung digitaler Diktiertechnik

–	 selbstständige Kostensachbearbeitung
–	 Erteilung von Sachstandsauskünften
–	 Aufnahme von Niederschriften in mündlichen Verhand- 

lungen und Aufnahme von Anträgen des rechtsuchenden 
Publikums

Anforderungen:

–	 abgeschlossene Ausbildung zur/zum Justizfachangestellten 
oder zur/zum Rechtsanwalts- oder Notarfachangestellten 
oder Laufbahnprüfung für den mittleren Justizdienst oder 

gleichwertige Ausbildung und Fachkenntnisse bzw. ent-
sprechende Berufserfahrung oder

–	 Erfahrungen als Mitarbeiter/in einer Serviceeinheit sind 
wünschenswert

–	 sicherer Umgang mit MS-Office Anwendungen (z. B. 
Word, Excel, Outlook) und Bereitschaft zum Umgang mit 
modernen Bürokommunikationsmitteln

–	 sehr gute schreibtechnische Fähigkeiten
–	 sicheres mündliches und schriftliches Ausdrucksvermögen
–	 Flexibilität und freundlicher Umgang mit den Recht-

suchenden und Besuchern des Gerichts
–	 gute organisatorische und kommunikative Fähigkeiten, ein 

hohes Maß an Verantwortungsbewusstsein, Zuverlässigkeit 
sowie die Fähigkeit, sich in ein bestehendes Team zu integ-
rieren

–	 überdurchschnittliche Leistungsbereitschaft, hohe Belast-
barkeit

–	 ausgeprägtes Interesse an der Erfüllung der fachlichen Auf-
gaben

–	 Bereitschaft, sich auch in andere Verwaltungsaufgaben ein-
zuarbeiten

Bewertung des Aufgabengebietes:

Die Stelle ist – bei Vorliegen der persönlichen und tariflichen 
Voraussetzungen – bis nach Entgeltgruppe 9a TV-L bewertet.

Wir bieten:

–	 familienfreundliche flexible Arbeitszeiten im Rahmen der 
dienstlichen Möglichkeiten

–	 individuelle Fortbildungsangebote zur fachlichen und 
persönlichen Entwicklung in der Justizakademie oder der 
Landesakademie für öffentliche Verwaltung des Landes 
Brandenburg

–	 30 Tage Erholungsurlaub jährlich
–	 Vermögenswirksame Leistungen
–	 eine Betriebsrente (VBL) für Tarifbeschäftigte
–	 einen attraktiven Standort in der Landeshauptstadt Pots-

dam, der mit öffentlichen Verkehrsmitteln gut erreichbar ist
–	 einen Arbeitgeberzuschuss für ein VBB-Firmenticket
–	 ein modernes, gut ausgestattetes Arbeitsumfeld

Hinweise:

Das Sozialgericht Potsdam gewährleistet die berufliche Gleich-
stellung aller Geschlechter und unterstützt die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf durch flexible Arbeitszeiten im Rahmen 
der dienstlichen Möglichkeiten.

Die Bewerbungen von Frauen sind ausdrücklich erwünscht.

Schwerbehinderte werden bei gleicher Qualifikation und Eig-
nung bevorzugt berücksichtigt.

Die Tätigkeit ist grundsätzlich auch für Teilzeitkräfte geeignet. 
Bei Eingang entsprechender Bewerbungen wird geprüft, ob den 
Teilzeitwünschen im Rahmen der dienstlichen Möglichkeiten 
entsprochen werden kann.

Bitte beachten Sie, dass nur vollständige Bewerbungsunter-
lagen im Auswahlverfahren Berücksichtigung finden. Zu diesen 
gehören neben einem Lebenslauf Kopien der Zwischen- und 
Prüfungszeugnisse, evtl. Arbeitszeugnisse und Fortbildungs-
nachweise.
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Ihre schriftliche Bewerbung mit aussagekräftigen Bewerbungs-
unterlagen (Bewerbungsschreiben, Lebenslauf, Zeugnisse) 
richten Sie bitte bis zum 30. September 2024 an den

Präsidenten des Sozialgerichts Potsdam
Rubensstraße 8
14467 Potsdam

Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass eine Kosten-
erstattung für Auslagen bzw. Reisekosten im Rahmen des Be-
werbungsverfahrens nicht möglich ist.

Die Bewerbungsunterlagen werden ausschließlich zum Zwecke 
des Auswahlverfahrens verwendet. Aufgrund rechtlicher Vor-
schriften bewahrt das Sozialgericht Potsdam die Bewerbungs-
unterlagen auch im Falle einer erfolglosen Bewerbung für 
die Dauer von sechs Monaten beim Sozialgericht Potsdam 
auf. Die Unterlagen werden nicht zurückgesandt. Nach Ab-
lauf der 6 Monate werden die Unterlagen unter Beachtung der 
datenschutzrechtlichen Bestimmungen vernichtet. Dem Be-
werbungsschreiben sind daher lediglich Kopien beizufügen und 
keine Bewerbungsmappe zu verwenden. Mit der Bewerbung 
auf die o.  g. Stelle erklärt sich die Bewerberin bzw. der Be-
werber hiermit einverstanden.

Eine Rücksendung der eingereichten Bewerbungsunterlagen 
erfolgt nicht, daher wird darum gebeten, dem Bewerbungs-

schreiben lediglich Kopien beizufügen und keine Bewerbungs-
mappe zu verwenden.

Sofern dennoch eine Rücksendung der Bewerbungsunterlagen 
gewünscht wird, ist ein ausreichend frankierter Rückumschlag 
beizufügen.

Hinweise zum Datenschutz:

Die Bewerberinnen/die Bewerber erklären sich mit der Einsicht-
nahme in die Bewerbungsunterlagen einverstanden und stimmen 
der vorübergehenden Speicherung ihrer Daten im Rahmen des 
Auswahlverfahrens zu. Wir verarbeiten die an uns übermittelten 
Daten ausschließlich zum Zwecke der Durchführung des Be-
werbungsverfahrens. Informationen zur Verarbeitung personen-
bezogener Daten durch das Landessozialgericht Berlin-Branden-
burg bzw. die Sozialgerichte in Brandenburg finden Sie unter 
https://sozialgerichtsbarkeit.brandenburg.de/sg/de/service/
eu-datenschutz-grundverordnung/ unter der Rubrik Service.

Sofern Sie mit der Verarbeitung der Daten nicht einverstanden 
sind oder die Einwilligung widerrufen, kann die Bewerbung in 
diesem Stellenbesetzungsverfahren nicht berücksichtigt wer-
den.

Auskünfte zu dieser Stellenausschreibung erteilt Frau Schramm, 
Tel.: 0331 27188-111.
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